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211. Sitzung 

Bonn, den 14. Januar 1976 

Beginn: 13.00 Uhr 

Vizepräsident von Hassel: Die Sitzung ist eröffnet. 

Meine Damen und Herren, bevor wir in die Tages-
ordnung eintreten, mache ich Sie darauf aufmerk-
sam, daß uns eine Liste von Vorlagen vorliegt, die 
keiner Beschlußfassung bedürfen und die wir gemäß 
§ 76 Abs. 2 unserer Geschäftsordnung den zustän-
digen Ausschüssen überweisen können: 

Betr.: Zweiter Bericht der Bundesregierung zur Verbrau-
cherpolitik (Drucksache 7/4181) 

zuständig: Ausschuß für Wirtschaft (federführend), Ausschuß für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Betr.: Dritter Bericht über die Automation in den Steuer-
verwaltungen der Länder 

Bezug: Beschluß des Deutschen Bundestages vom 3. Juli 1969 
(Drucksache 7/4406) 

zuständig: Finanzausschuß 

Betr.: Entschließung des Europäischen Parlaments zur Ver-
leihung des Friedensnobelpreises an Andrej Sacharow 
(Drucksache 7/4439) 

zuständig: Auswärtiger Ausschuß 

Betr.: Entschließung des Europäischen Parlaments zur Ent-
schließung der Vollversammlung der Vereinten Natio-
nen über den Zionismus (Drucksache 7/4440) 

zuständig: Auswärtiger Ausschuß 

Betr.: Entschließung des Europäischen Parlaments zu den 
am  27. Juni 1975 in Athen angenommenen Empfeh-
lungen des Gemischten Parlamentarischen Ausschus-
ses EWG—Griechenland (Drucksache 7/4441) 

zuständig: Auswärtiger Ausschuß 

Betr.: Entschließung des Europäischen Parlaments mit der 
Stellungnahme des Europäischen Parlaments zu dem 
Vorschlag der Kommission der Europäischen Gemein-
schaften an den Rat betreffend den Jahresbericht über 
die Wirtschaftslage der Gemeinschaft (Drucksache 
7/4470) 

zuständig: Ausschuß für Wirtschaft (federführend), Haushalts-
ausschuß 

Betr.: Verordnung zur Änderung gewerberechtlicher und 
anderer Vorschriften (Drucksache 7/4514) 

zuständig: Ausschuß für Wirtschaft (federführend), Finanzaus-
schuß 

Betr.: grundsätzliche Einwilligung in eine überplanmäßige 
Ausgabe im Haushaltsjahr 1975 bei Kap. 1412 Tit. 
517 01 — Bewirtschaftungskosten — 

Bezug: § 37 Abs. 4 BHO (Drucksache 7/4515) 

zuständig: Haushaltsausschuß 

Erhebt sich gegen die vorgeschlagenen Überwei-
sungen Widerspruch? — Das ist nicht der Fall; es 
ist so beschlossen. 

Die folgenden amtlichen Mitteilungen werden 
ohne Verlesung in den Stenographischen Bericht 
aufgenommen: 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 18. Dezember 1975 den 
nachstehenden Gesetzen zugestimmt bzw. einen Antrag gemäß 
Artikel 77 Abs. 2 GG nicht gestellt: 

Hochschulrahmengesetz (HRG) 

Gesetz zur Änderung des Flurbereinigungsgesetzes 

Gesetz zur Änderung des Dritten Gesetzes zur Änderung des 
Atomgesetzes 

Sechstes Gesetz zur Änderung und Ergänzung des Kriegs-
gefangenenentschädigungsgesetzes (KgfEÄndG) 

Gesetz über die Regelung der Landeszugehörigkeit des Ver-
waltungsbezirks Oldenburg und des Landkreises Schaumburg

-

Lippe nach Artikel 29 Abs. 3 Satz 2 des Grundgesetzes 

Gesetz zur Änderung des Gesetzes über das Fahrlehrerwesen 

Gesetz über den Bau und den Betrieb von Versuchsanlagen 
zur Erprobung von Techniken für den spurgeführten Verkehr 

Zweites Gesetz zur Änderung des Eichgesetzes 

Gesetz zu dem Übereinkommen vom 8. April 1959 zur Errich-
tung der Interamerikanischen Entwicklungsbank 

Viertes Gesetz zur Änderung des Gesetzes über den Finanz-
ausgleich zwischen Bund und Ländern 

Gesetz zur Änderung des Berlinförderungsgesetzes und ande-
rer Gesetze 

Gesetz über die Deutsche Genossenschaftsbank und zur Ände

-

rung des Gesetzes über die Landwirtschaftliche Rentenbank 

Gesetz zu dem Übereinkommen Nr. 138 der Internationalen 
Arbeitsorganisation vom 26. Juni 1973 über das Mindestalter 
für die Zulassung zur Beschäftigung 

Gesetz zu dem AKP-EWG-Abkommen von Lomé vom 28. Fe-
bruar 1975 sowie zu den mit diesem Abkommen in Zusam-
menhang stehenden Abkommen 

Gesetz zu dem Abkommen vom 27. Juni 1975 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Föderativen Republik 
Brasilien zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem 
Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 

Gesetz zur Verbesserung der Haushaltsstruktur (Haushalts-
strukturgesetz — HStruktG) 

Zu dem letztgenannten Gesetz hat der Bundesrat ferner eine 
Entschließung gefaßt, die als Anlage 2 diesem Protokoll bei-
gefügt ist. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 18. Dezember 1975 
außerdem verlangt, daß zur Abgabenordnung (AO 1977) der Ver-
mittlungsausschuß einberufen wird. Sein Schreiben ist als Druck-
sache 7/4495 verteilt. 

Die Bundesregierung hat beschlossen, hinsichtlich des Gesetzes 
über den Ehe- und Familiennamen zu verlangen, daß der Ver-
mittlungsausschuß einberufen wird. Das Schreiben des Bundes-
kanzlers ist als Drucksache 7/4509 verteilt. 

Der Bundesminister für Wirtschaft hat mit Schreiben vom 
12. Dezember 1975 die Kleine Anfrage der Abgeordneten Breid-
bach, Dr. Narjes, Schmidhuber, Lenzer und der Fraktion der 
CDU/CSU betr. Rohstoffsicherung (Drucksache 7/4366) beantwor-
tet. Sein Schreiben ist als Drucksache 7/4479 verteilt. 

Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister für 
Jugend, Familie und Gesundheit hat mit Schreiben vom 11. De-
zember 1975 die Kleine Anfrage der Abgeordneten Kroll-Schlüter, 
Dr. Miltner, Dr. Klein (Göttingen), Dr. Abelein, Freiherr von 
Fircks, Wohlrabe und Genossen betr. Studentische Zentralstelle 
e.V. (Drucksache 7/4356) beantwortet. Sein Schreiben ist als 
Drucksache 7/4485 verteilt. 
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Vizepräsident von Hassel 
Der Bundesminister der Finanzen hat mit Schreiben vom 18. De-

zember 1975 die Kleine Anfrage der Abgeordneten Strauß, 
Höcherl, Dr. Althammer, Dr. Häfele, Dr. Köhler (Duisburg) und 
der Fraktion der CDU/CSU betr. Ausführungen des Bundesfinanz-
ministers in seiner Einbringungsrede zum Bundeshaushalt 1976 
am 4. November 1975 (Drucksache 7/4400) beantwortet. Sein 
Schreiben ist als Drucksache 7/4516 verteilt. 

Der Bundesminister der Finanzen hat mit Schreiben vom 
18. Dezember 1975 die Kleine Anfrage der Abgeordneten 
Höcherl, Leicht, Dr. Häfele, Dr. Althammer und der Fraktion 
der CDU/CSU betr. finanzielle Auswirkungen der sogenannten 
Steuer- und Kindergeldreform (Drucksache 7/4401) beantwortet. 
Sein Schreiben ist als Drucksache 7/4517 verteilt. 

Der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
hat mit Schreiben vom 23. Dezember 1975 die Kleine Anfrage der 
Abgeordneten Mick, Dr. Schneider, Link, Dr. Jahn (Münster), 
Schmöle und der Fraktion der CDU/CSU betr. Mieten- und 
Wohngeldbericht 1975 der Bundesregierung (Drucksache 7/4434) 
beantwortet. Sein Schreiben ist als Drucksache 7/4524 verteilt. 

Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft hat mit 
Sdireiben vom 19. Dezember 1975 im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Forschung und Technologie und dem Bundes-
minister der Finanzen die Kleine Anfrage der Abgeordneten 
Pfeifer, Dr. Gölter, Dr. Probst, Frau Benedix, Frau Dr. Walz, 
Dr. Fuchs, Dr. Hornhues, Dr.-Ing. Oldenstädt, Picard, Dr. 
Schäuble, Schedl, Schmidt (Wuppertal), Dr. Stavenhagen, Prinz 
zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein und der Fraktion der CDU/CSU 
betr. künftige Entwicklung der Sonderforschungsbereiche (Druck-
sache 7/4423) beantwortet. Sein Schreiben ist als Drucksache 
7/4525 verteilt. 

Der Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit hat 
mit Schreiben vom 23. Dezember 1975 die Kleine Anfrage der 
Abgeordneten Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein, Frau Dr. 
Neumeister, Pfeifer, Dr. Probst, Dr. Hammans, Burger, Braun 
und Genossen betr. Gesetz zur Änderung der Bundesärzteord-
nung (Drucksache 7/4394) beantwortet. Sein Schreiben ist als 
Drucksache 7/4528 verteilt. 

Der Bundesminister für Forschung und Technologie hat mit 
Schreiben vom 5. Januar 1976 die Kleine Anfrage der Abgeord-
neten Dr. Probst, Lenzer, Engelsberger, Dr. Franz, Roser, Dr. 
Stavenhagen, Spranger, Dr. Althammer, Dr. Fuchs, Schedl und 
Genossen und der Fraktion der CDU/CSU betr. Beschaffung von 
DV-Systemen und Nutzung von DV-Systemen durch die Bundes-
verwaltung und durch Unternehmen und Körperschaften, die 
mehrheitlich aus Bundesmitteln finanziert werden (Drucksache 
7/4218) beantwortet. Sein Schreiben wird als Drucksache 7/4553 
verteilt. 

Der Bundesminister der Finanzen hat mit Schreiben vom 8. Ja-
nuar 1976 die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Althammer, 
Dr. Schneider, Dr. Waigel, Dr. Zimmermann, Böhm (Melsungen), 
Picard, Dr. Waffenschmidt, Milz, Dr. Häfele, Dr. Hornhues, 
Pieroth, Gerster (Mainz), Bremm und Genossen betr. Gewäh-
rung von Leistungen für Grundsteuerausfälle gemäß Artikel 106 
Abs. 8 GG (Drucksache 7/4438) beantwortet. Sein Schreiben wird 
als Drucksache 7/4558 verteilt. 

Der Bundesminister der Finanzen hat mit Schreiben vom 9. Ja-
nuar 1976 die Kleine Anfrage der Abgeordneten Pieroth, Vogt, 
Dr. Burgbacher, Dr. Müller-Hermann, Höcherl, Leicht, Dr. Häfele, 
Dr. Köhler (Duisburg), Dr. Althammer, Breidbach, Dr. Sprung, 
Niegel und der Fraktion der CDU/CSU betr. Reform der Ver-
mögensbildung (Drucksache 7/4476) beantwortet. Sein Schreiben 
wird als Drucksache 7/4559 verteilt. 

Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft hat mit 
Schreiben vom 9. Januar 1976 die Kleine Anfrage der Abgeord-
neten Dr. Gölter, Pfeifer, Frau Benedix, Dr. Fuchs, Hussing, 
Schmidt (Wuppertal), Dr. Hornhues, Frau Hürland, Dr.-Ing. 
Oldenstädt, Dr. Probst, Dr. Schäuble, Dr. Schedl und der Frak-
tion der CDU/CSU betr. Aktion „Ausbildung der Ausbilder" des 
Bundesministeriums für Bildung und Wissenschaft (Drucksache 
7/4492) beantwortet. Sein Schreiben wird als Drucksache 7/4560 
verteilt. 

Der Staatssekretär im Bundesministerium für Wirtschaft hat mit 
Schreiben vom 12. Januar 1976 die Kleine Anfrage der Abgeord-
neten Dr. Narjes, Dr. Müller-Hermann, Dr. Dollinger, Dreyer, 
Sick, Frau Tübler, Bremer, Eigen, Eilers (Wilhelmshaven) und 
der Fraktion der CDU/CSU betr. deutsch-japanische Schiffsbau-
probleme (Drucksache 7/4478) beantwortet. Sein Schreiben wird 
als Drucksache 7/4561 verteilt. 

Ich rufe den einzigen Punkt der heutigen Tages-
ordnung auf: 

Fragestunde 
— Drucksache 7/4555 — 

Ich habe dazu zunächst erneut vorzutragen, daß 
der Ältestenrat vorgeschlagen hat, daß wir auch in 
dieser Woche — abweichend von den Richtlinien für 
die Fragestunde — zwei Fragestunden mit einer je-
weiligen Dauer von 90 Minuten durchführen. Ge-
mäß § 127 unserer Geschäftsordnung muß diese Ab-
weichung von der Geschäftsordnung beschlossen 

werden. Erhebt sich dagegen Widerspruch? — Das 
ist nicht der Fall; dann ist so beschlossen. 

Wir treten in die Fragestunde ein, und ich rufe 
den Geschäftsbereich des Bundesministers für Er-
nährung, Landwirtschaft und Forsten auf. Zur Beant-
wortung der Fragen steht Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär Logemann zur Verfügung. 

Ich rufe Frage 1 des Abgeordneten Eigen auf: 
Ist die Bundesregierung bereit, zur Behebung der durch die 

Sturmflut an den Deichen der deutschen Nordseeküste entstan-
denen Schäden eine wirksame Finanzhilfe zu leisten? 

Logemann, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten: 
Herr Kollege Eigen, die Bundesregierung ist bereit, 
den betroffenen Küstenländern bei der Finanzierung 
der Schadensbeseitigung an den Küstenschutzanla-
gen wirksame Hilfe zu leisten. Der Kostenaufwand 
zur Beseitigung der Schäden an den Küstenanlagen 
sowie zur Ausbesserung besonders gefährdeter 
Deiche ist nach den bisherigen Schätzungen der Kü-
stenländer auf rund 70 Millionen DM zu veran-
schlagen. 

Das Bundeskabinett hat in seiner heutigen Sit-
zung beschlossen, hierfür 55 Millionen DM zur Ver-
fügung zu stellen. Die Bundesregierung geht davon 
aus, daß die verbleibenden Kosten von den Ländern 
übernommen werden. Sie hat den Bundesminister 
der Finanzen gebeten, in eine außerplanmäßige 
Ausgabe in Höhe von 55 Millionen DM gegen 
Deckung im Gesamthaushalt einzuwilligen und dazu 
vorher die Billigung des Haushaltsausschusses des 
Deutschen Bundestages einzuholen. 

Vizepräsident von Hassel: Eine Zusatzfrage des 
Abgeordneten Eigen. 

Eigen (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist mit 
diesem Beschluß der Bundesregierung dem Anlie-
gen der Küstenländer gefolgt worden, oder ist weni-
ger beschlossen worden, als die Bundesländer 
Schleswig-Holstein, Niedersachsen und Hamburg er-
wartet haben? 

Logemann, Parl. Staatssekretär: Ich meine, daß 
wir damit dem Anliegen der Bundesländer durchaus 
gefolgt sind. Herr Ministerpräsident Stoltenberg hat 
gelegentlich ich habe das in Pressemeldungen ge-
lesen — von einem Beteiligungsverhältnis von 70 
zu 30 gesprochen, das wäre hier überschritten. 

Vizepräsident von Hassel: Die zweite Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Eigen. 

Eigen (CDU/CSU) : Ist in der Kabinettsitzung auch 
darüber beraten worden, wie der weitere Ausbau 
der Deich- und Schutzanlagen gewährleistet werden 
soll, zumal ja 'in der mittelfristigen Finanzplanung 
die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrar-
struktur und des Küstenschutzes" — hierbei müßte 
man auch überlegen, ob man das nicht trennen 
könnte — doch um 10 °/o gekürzt werden soll? 
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Logemann, Parl. Staatssekretär: Auch darüber ist 
im Kabinett beraten worden; ich werde nachher im 
Ernährungsausschuß noch über Einzelheiten dazu 
berichten können. Ich darf Ihnen sagen, daß das 
Kabinett nach wie vor der Meinung ist, daß dem 
Küstenschutz besondere Priorität zukommt und daß 
wir uns auch in Zukunft — wie bisher — bemühen 
werden, allen finanziellen Anmeldungen der Länder 
gerecht zu werden. 

Vizepräsident von Hassel: Eine Zusatzfrage des 
Abgeordneten Sick. 

Sick (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wäre die 
Bundesregierung bereit, im Hinblick auf die Fort-
führung der Verstärkungsarbeiten ihre Haushaltspo-
litik daraufhin zu überprüfen, daß man diese Bau-
maßnahmen nicht nach den Etatzwängen, sondern 
nach den technischen Möglichkeiten abwickelt, daß 
man also unter Umständen die Mittel etwas vor-
zieht? 

Logemann, Parl. Staatssekretär: Ich glaube, dar-
über könnte in Verhandlungen mit den Ländern ge-
sprochen werden. Wir sind durchaus daran interes-
siert, daß die Arbeiten auch technisch so schnell 
wie möglich abgewickelt werden. 

Vizepräsident von Hassel: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Eilers. 

Eilers (Wilhelmshaven) (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, welche Sofortmaßnahmen beabsichtigt die 
Bundesregierung im Einvernehmen mit der nieder-
sächsischen Landesregierung einzuleiten, um die 
erheblichen Schäden an den Inseln Wangerooge und 
Spiekerooge zu beseitigen, weil diese Inseln ganz 
besonders gefährdet erscheinen? 

Logemann, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
habe eben gesagt, daß die Bundesregierung 55 Mil-
lionen DM zur Verfügung stellt. Hier muß nun in 
Beratungen mit den Ländern, auch z. B. mit Nieder-
sachsen, geklärt werden, wie die Mittel eingesetzt 
werden. Wir sind mit den Ländern laufend in Ge-
sprächen. Sicherlich wird auch das Problem der In-
seln dabei eine Rolle spielen. 

Vizepräsident von Hassel: Eine Zusatzfrage, der 
Abgeordnete Peters (Poppenbüll). 

Peters (Poppenbüll) (FDP) : Herr Staatssekretär, in 
welchem Maße glauben die Landesregierungen von 
Schleswig-Holstein und Niedersachsen das Pro-
gramm des Generalplans vorziehen zu können, und 
in wie vielen Jahren soll das, wofür bisher zehn 
Jahre vorgesehen waren, abgewickelt werden? 

Logemann, Parl. Staatssekretär: Bisher war vor-
gesehen, in zehn Jahren fertig zu werden. Man 
glaubt, diese Zeit auf sechs bis acht Jahre verkür-
zen zu können. 

Vizepräsident von Hassel: Eine Zusatzfrage, der 
Abgeordnete Lagershausen. 

Lagershausen (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
ist die Bundesregierung bereit, die in der mehrjäh-
rigen Finanzplanung vorgesehene Kürzung des An-
satzes für die Gemeinschaftsaufgabe „Agrarstruk-
turverbesserung und Küstenschutz" um rund 135 
Millionen DM im Interesse der Beschleunigung von 
bereits angelaufenen notwendigen Küstenschutz-
maßnahmen zurückzunehmen? 

Logemann, Parl. Staatssekretär: Ich kann hier 
über Einzelheiten keine Aussagen machen. Ich habe 
soeben erklärt, daß die Bundesregierung der Be-
schleunigung des Ausbaus besondere Priorität bei-
mißt und daß wir uns bemühen wollen, den Anfor-
derungen der Länder gerecht zu werden. 

Vizepräsident von Hassel: Eine Zusatzfrage, der 
Abgeordnete Dreyer. 

Dreyer (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist der 
Bundesregierung bekannt, wie hoch die Schäden aus 
der Sturmflut im privaten, gewerblichen und land-
wirtschaftlichen Bereich sind, und wenn ja, ist sie 
bereit, auch für diese Schäden angemessene Ent-
schädigungen zu leisten? 

Logemann, Parl. Staatssekretär: Ich darf zunächst 
sagen, daß für die Regulierung dieser privaten 
Schäden der Bundesfinanzminister zuständig ist. Ich 
möchte hier nicht vorweg eine Aussage machen. 
Aber wir haben in der Kabinettssitzung heute auch 
über dieses Problem gesprochen. 

Vizepräsident von Hassel: Eine Zusatzfrage, der 
Abgeordnete Dr. Müller-Hermann. 

Dr. Müller-Hermann (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, für 
Hilfemaßnahmen 'in den betroffenen Gebieten auch 
Mittel aus der Bundesanstalt für Arbeit freizukäm-
men? 

Logemann, Parl. Staatssekretär: Es ist gut, daß 
Sie dies zur Sprache bringen. Auch daran wird ge-
dacht werden. Denn mit dem Einsatz solcher Mittel 
können wir ja auch Arbeitslosigkeit an der Küste 
zumindest mildern. Außerdem sind wir dadurch in 
der Lage, Arbeitsplätze zu schaffen. 

Vizepräsident von Hassel: Eine Zusatzfrage, der 
Abgeordnete Susset. 

Susset (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist sicher-
gestellt, daß diese 55 Millionen DM, die heute be-
schlossen worden sind, nicht von den Ansätzen für 
die Gemeinschaftsaufgaben, wie sie im Planungs-
ausschuß am 4. Dezember 1975 auf die einzelnen 
Länder verteilt worden sind, abgezogen werden? 
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Logemann, Parl. Staatssekretär: Ich habe aus-
drücklich erwähnt, Herr Kollege, daß das eine 
außerplanmäßige Ausgabe ist. Diese 55 Millionen 
DM werden also die Gemeinschaftsaufgabe nicht be-
rühren. 

Vizepräsident von Hassel: Weitere Zusatzfragen 
sind nicht gestellt. 

Ich rufe die Frage 2 des Abgeordneten Dr. 
Schwencke (Nienburg) auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die landschaftliche und 
landwirtschaftliche Arbeit der Europäischen Kooperative Longo 
Mai, die von der Schweiz und Frankreich aus auch Maßnahmen 
in der Bundesrepublik Deutschland, in Marienthal, Bundenthal 
und in Ludwigshafen initiiert hat und bereits modellhaft in der 
Pflege von Brachland gewirkt hat, und ist sie bereit, ihren Bei-
trag dazu zu leisten, daß diese Kooperative gerade angesichts 
der Probleme der Jugendarbeitslosigkeit trotz der jetzt aufge-
tretenen Schwierigkeiten weiter arbeiten kann? 

Bitte, zur Beantwortung, Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär! 

Logemann, Parl. Staatssekretär: Herr Dr. 
Schwencke, in der Kürze der Zeit war es nicht mög-
lich, die erforderlichen Unterlagen zu beschaffen, um 
zu einem abgewogenen Urteil zu gelangen. 

Der Verein Europäische Pioniersiedlungen Longo 
Mai hat sich die Schaffung, Führung und Förderung 
von Europäischen Pioniersiedlungen zum Ziel ge-
setzt. Im Sinne der Satzung handelt es sich hier um 
eine Vereinigung von Idealisten. 

Meine Konzeption zur Lösung des  Brachland 
 problems habe ich in der Schriftenreihe „Landwirt-

schaft — Angewandte Wissenschaft", Heft 181, ver-
öffentlicht. Die darin enthaltenen Grundsätze sind 
auch für die Beurteilung der Kooperative Longo 
Mai anzuwenden. 

Aus meiner Sicht müßte eine Förderung für Longo 
Mai vorzugsweise aus karitativen Bereichen erfol-
gen, da Alimentationen des Staates stets mit Richt-
linien und Auflagen verbunden sind und damit 
nolens volens der freien Gestaltung der Arbeit 
Grenzen setzen. 

Soweit die Aktivitäten der Kooperative Longo 
Mai zur Lösung des Problems der Jugendarbeitslo-
sigkeit beitragen, kann hier eine Förderung nur im 
Rahmen der von der Bundesregierung vorgesehenen 
allgemeinen Maßnahmen erfolgen. 

Vizepräsident von Hassel: Eine Zusatzfrage, der 
Abgeordnete Dr. Schwencke. 

Dr. Schwencke (Nienburg) (SPD) : Herr Staats-
sekretär, wenn Sie Ihre umfassende Prüfung abge-
schlossen haben, werde ich sicherlich von Ihnen aus-
führlicher hören. Ich möchte noch fragen, ob Sie die 
Schwierigkeiten, die im Rheinland-Pfälzischen durch 
eine nicht einsehbare Polizeiaktion gegen diese 
Kooperative aufgetreten sind, in Ihre Überlegungen 
mit einbeziehen wollen und ob es für die Bundes-
regierung Möglichkeiten gibt, hier vermittelnd ein-
zugreifen. 

Logemann, Parl. Staatssekretär: Wir werden die-
ses Problem der Schwierigkeiten, die entstanden  

sind, in unsere Überlegungen durchaus mit einbe-
ziehen. Außerdem war ich persönlich immer einge-
schaltet, auch während der Weihnachtsfeiertage 
durch Anrufe. Uns ist dieses Problem also bekannt. 
Wir werden uns bemühen, dazu unsere Auffassung 
vorzutragen. 

Vizepräsident von Hassel: Eine Zusatzfrage, der 
Abgeordnete Dr. Evers. 

Dr. Evers (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär Loge-
mann, würden Sie bei dieser Prüfung auch den Maß-
stab zugrunde legen, daß eine Förderung der Koope-
rative Longo Mai aus Bundesmitteln selbstverständ-
lich — wie bei anderen Geförderten — zur Voraus-
setzung hat, daß die Kooperative Longo Mai die 
rechtsstaatlichen Bedingungen der Bundesrepublik 
anerkennt? 

Logemann, Parl. Staatssekretär: Das wollen wir 
durchaus tun. Aber ich möchte gleich darauf hin-
weisen, daß es sehr schwierig sein wird, hier stren-
ge Gängelungen vorzunehmen. Diese Schwierigkei-
ten sehe ich zumindest auf Grund der Erfahrungen, 
die ich bisher mit dieser Kooperative gemacht habe. 

Vizepräsident von Hassel: Zu einer Zusatzfrage 
Herr Abgeordneter Immer. 

Immer (Altenkirchen) (SPD) : Herr Staatssekretär, 
ist Ihnen bekannt, daß diese Schwierigkeiten nicht 
nur in Rheinland-Pfalz aufgetreten sind, sondern 
daß es ebenfalls Schwierigkeiten in Baden-Würt-
temberg gegeben hat? Und haben Sie erkunden kön-
nen, inwieweit die seuchenpolizeilichen Maßnah-
men, die zur Abschlachtung der Hälfte der Schaf-
herde geführt haben, in Ordnung gewesen sind und 
inwieweit die Gegengutachten eines Instituts, die 
von der Kooperative vorgelegt worden sind, geprüft 
wurden? 

Logemann, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
dieses Problem, das in Baden-Württemberg im Zu-
sammenhang mit der Seuche entstanden ist, ergab 
sich dadurch, daß die Kooperative eine Wander-
schafherde — ich möchte es milde ausdrücken —
etwas illegal über die Grenze gebracht hatte. Da 
wurde dann plötzlich festgestellt, daß in dieser 
Wanderschafherde eine Seuche vorhanden war, und 
zwar waren die Schafe von einem sogenannten 
Queenslandfieber befallen. Zunächst ist versucht 
worden, an einer Abschlachtung der Schafherde 
vorbeizukommen. Wir hatten empfohlen, ins Her-
kunftsland zurückzuwandern. Dieser Empfehlung ist 
aber nicht nachgekommen worden. Daraufhin ist ein 
Teil der Schafe — ich glaube, 50 — an Ort und 
Stelle abgeschlachtet worden. Die 100 verbliebenen 
Schafe sind dann nach Basel überführt worden; sie 
werden dort aber wahrscheinlich auch abgeschlach-
tet werden. 

Vizepräsident von Hassel: Zu einer Zusatzfrage 
Herr Abgeordneter Susset. 
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Susset (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, würden 
Sie hier feststellen, daß sich die Behörden Baden

-

Württembergs in diesem Fall nach den seuchen-
polizeilichen Vorschriften korrekt verhalten haben? 

Logemann, Parl. Staatssekretär: Das will ich 
durchaus feststellen. 

Vizepräsident von Hassel: Zu einer zweiten Zu-
satzfrage Herr Abgeordneter Dr. Schwencke. 

Dr. Schwencke (Nienburg) (SPD) : Herr Staatsse-
kretär, liegen Ihnen Überlegungen vor, die darauf 
schließen lassen, daß es sich bei der Kooperative 
Longo Mai um eine rechtsstaatsgefährdende Gruppe 
handelt? 

Logemann, Parl. Staatssekretär: Nein, das will 
ich so nicht sagen. 

Vizepräsident von Hassel: Keine weitere Zusatz-
frage. Wir sind am Ende Ihres Geschäftsbereichs an-
gelangt. Ich darf Ihnen für die Beantwortung dan-
ken, Herr Staatssekretär. 

Wir kommen zu den Fragen aus dem Geschäfts-
bereich des Bundesministers für Forschung und Tech-
nologie. 

Die Frage 3 des Abgeordneten Pfeffermann wird 
auf Wunsch des Fragestellers schriftlich beantwor-
tet. Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 4 des Abgeordneten Schröder 
(Wilhelminenhof) auf: 

Treffen Informationen zu („Die Zeit" vom 16. Mai 1975 und 
die NDR-Fernsehsendung vom 17. Juli 1975 „Revolution an der 
Küste"), nach denen damit zu rechnen ist, daß im Raum nord-
lich Emden eine zentrale Atommüll-Deponie in Verbindung mit 
einer Wiederaufbereitungsanlage errichtet werden soll, oder 
schließt die Bundesregierung den Standort Krummhorn wegen 
der zu befürchtenden negativen Auswirkungen auf den Fremden-
verkehr aus? 

Zur Beantwortung Herr Parlamentarischer Staats-
sekretär Dr. Hauff, bitte! 

Dr. Hauff, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Forschung und Technologie: Herr Kollege 
Schröder, die Informationen treffen nicht zu. 

Vizepräsident von Hassel: Zu einer Zusatzfrage 
Herr Abgeordneter Schröder. 

Schröder (Wilhelminenhof) (CDU/CSU): Würden 
Sie dann diese Nachrichten auf mangelnde journali-
stische Sorgfalt zurückführen? Oder hat zu dem 
Zeitpunkt, also vor etwa einem halben Jahr, doch 
ein Gespräch über diese Dinge stattgefunden? 

Dr. Hauff, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Schröder, was den ersten Teil Ihrer Frage angeht, 
so kann es nicht Aufgabe der Bundesregierung sein, 
vor dem Deutschen Bundestag Journalistenschelte 
zu üben. 

Vizepräsident von Hassel: Zu einer zweiten Zu-
satzfrage Herr Abgeordneter Schröder. 

Schröder (Wilhelminenhof) (CDU/CSU) : Sie schlie

-

ßen also die Errichtung einer Mülldeponie in diesem 
Raum nicht nur zum heutigen Zeitpunkt, sondern 
auch für die kommende Zeit grundsätzlich aus? 

Dr. Hauff, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Schröder, es ist so, daß die Überlegung noch nicht 
abgeschlossen ist und jede Grundsatzerklärung zu 
diesem Thema verfrüht wäre. 

Vizepräsident von Hassel: Zu einer Zusatzfrage 
Herr Abgeordneter Seiters. 

Seiters (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, treffen 
Meldungen zu, daß im Augenblick drei Standorte 
geprüft werden, die allesamt in Niedersachsen lie-
gen? Und können Sie sagen, ob es eine Präferenz 
für einen Standort gibt? 

Dr. Hauff, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Sei-
ters, es trifft zu, daß zur Zeit mehrere Standorte 
untersucht werden. Die Bundesregierung hält es 
nicht für sinnvoll, zum jetzigen Zeitpunkt später 
nicht in Betracht kommende Standorte öffentlich 
zu diskutieren. Deswegen muß die Bundesregierung 
jeden Versuch ablehnen, zum jetzigen Zeitpunkt 
in eine öffentliche Erörterung des einen oder ande-
ren Standorts einzutreten. Ich kann Ihnen ver-
sichern, daß die Planungsüberlegungen in diesem 
Zusammenhang so aussehen, daß wir selbstver-
ständlich die Argumente, die von der betroffenen 
Bevölkerung und von den zuständigen kommuna-
len, politischen Einrichtungen vorgebracht werden, 
im Rahmen der Entscheidungen angemessen berück-
sichtigen werden. 

(Abg. Seiters [CDU/CSU] meldet sich zu 
einer weiteren Zusatzfrage) 

Vizepräsident von Hassel: Herr Abgeordneter, ich 
kann leider nur eine Zusatzfrage zulassen. 

(Seiters [CDU/CSU] : Ich darf trotzdem dar

-

auf hinweisen, daß meine Frage hinsichtlich 
Niedersachsens nicht beantwortet worden 
ist. Vielleicht möchte der Herr Staatssekre

-

tär darauf noch antworten!) 

Dr. Hauff, Parl. Staatssekretär: Nein, Herr Kollege 
Seiters. Ich habe gesagt: Sowohl was den lokalen 
Standort als auch die regionale und die länderweise 
Eingrenzung angeht, hält es die Bundesregierung 
zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht für angemessen, 
in eine Erörterung einzutreten, sondern wir halten 
es für sinnvoll, zunächst einmal sachlich und in 
Ruhe zu prüfen, welche Standorte tatsächlich in 
Frage kommen, und dann über diese Standorte eine 
öffentliche Diskussion zu führen. 

Vizepräsident von Hassel: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Nordlohne. 

Nordlohne (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist es 
nicht sinnvoller, deutlich zu sagen, welche Vorstel-
lungen seitens der Bundesregierung bestehen, und 
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Nordlohne 
so zu vermeiden, daß durch Fernsehsendungen Spe-
kulationen innerhalb der Öffentlichkeit erweckt 
werden? 

Dr. Hauff, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, in 
der Tat wird die Bundesregierung sehr präzise und 
klar sagen, was ihres Erachtens auf diesem Gebiet 
notwendig ist. Das ist in der Vergangenheit in den 
zuständigen Ausschüssen des Deutschen Bundes-
tages, aber auch in Form von öffentlichen Verlaut-
barungen bereits geschehen. Das sachliche Konzept 
der Bundesregierung auf dem Gebiet der Entlage-
rung von radioaktivem Müll und der Wiederauf-
arbeitung von Brennelementen ist in der öffent-
lichen Diskussion. Die Frage der Standorte kann zum 
jetzigen Zeitpunkt sachlich nicht diskutiert wer-
den, weil die Untersuchungen noch nicht abge-
schlossen sind. 

Vizepräsident von Hassel: Die Fragen aus Ihrem 
Geschäftsbereich sind beantwortet. Ich danke Ihnen. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministers der Justiz. Ich rufe die Frage 35 des Herrn 
Abgeordneten Dr. Evers auf: 

Bestehen für die Bundesregierung Möglichkeiten, solchen Bun-
desbürgern schnelle und unbürokratische finanzielle Hilfe zu 
leisten, die durch Verschulden Dritter in eine aus eigener Kraft 
nicht lösbare Notlage geraten, um die Zeit bis zur Klärung 
der versicherungsrechtlichen Zuständigkeit zu überbrücken bzw. 
um beim Fehlen eines zahlungsfähigen Haftungsträgers einen 
Teil des Schadens definitiv zu übernehmen, und wenn nein, wird 
sie eine Initiative ergreifen, um die Voraussetzungen für eine 
derartige Hilfeleistung zu schaffen? 

Zur Beantwortung Herr Parlamentarischer Staats-
sekretär Dr. de With, bitte! 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Justiz: Herr Kollege Evers, Eintrittspflich -
ten der Allgemeinheit in Fällen, in denen eine Per-
son durch das Verschulden eines Dritten in eine 
besondere Notlage gerät, sind bislang nur für be-
stimmte besonders gravierende Sachverhalte in 
Gesetzen bzw. Gesetzentwürfen vorgesehen. 

Der Entwurf eines Gesetzes über die Entschädi-
gung für Opfer von Gewalttaten — Bundestags-
drucksache 7/2506 —, dessen Beratung die Fachaus-
schüsse dieses Hauses gerade abgeschlossen haben, 
sieht vor, daß Opfer von Gewalttaten — auch ihre 
Hinterbliebenen — nach dem Bundesversorgungs-
gesetz entschädigt werden. Damit sind eine sofortige 
Hilfe — z. B. die Heilbehandlung — und auch, wenn 
nötig, die wirtschaftliche Sicherstellung des Opfers 
gewährleistet. 

Nach § 539 Abs. 1 Nr. 9 der Reichsversicherungs-
ordnung sind Personen, die bei — unter Umständen 
von Dritten schuldhaft verursachten — Unglücks-
fällen, gemeiner Gefahr oder Not Hilfe leisten, in 
der Unfallversicherung versichert. Der durch § 9 
des Gesetzes über die Entschädigung für Opfer 
von Gewalttaten neu einzufügende § 765 a RVO will 
diesen Schutz auf den Ersatz von Sachschäden aus-
dehnen. 

Eine generelle Einstandspflicht der Allgemeinheit 
für Fälle, in denen jemand durch das Verhalten eines 
Dritten oder durch höhere Gewalt in eine Notlage 

gerät, kennt das geltende Recht — sieht man von der 
allgemeinen Sozialhilfe ab — nicht. 

Die Einführung einer solchen generellen Ein-
standspflicht begegnet auch Bedenken. Zum einen 
dürfte es ausgeschlossen sein, die Fälle echter 
Schutzbedürftigkeit gegen das billigerweise vom 
einzelnen zu tragende allgemeine Lebensrisiko klar 
abzugrenzen. Zum anderen würde eine solche gene-
relle Einstandspflicht der Allgemeinheit zu einer ko-
stenmäßig kaum hinnehmbaren Belastung der öffent-
lichen Haushalte führen. Das würde auch dann gel-
ten, wenn die Einstandspflicht lediglich die Zeit bis 
zur endgültigen Schadensregulierung überbrücken 
sollte. Stellt sich nämlich später die fehlende An-
spruchsberechtigung des Leistungsempfängers her-
aus, wäre eine Rückzahlung der von der Allgemein-
heit zu Unrecht erbrachten Leistungen zumeist nicht 
durchsetzbar. 

Ohne materiellrechtliche Grundlage ist im übrigen 
für ein Einstehen des Bundes in Fällen, in denen je-
mand durch Verschulden Dritter in eine Notlage 
gerät, haushaltsrechtlich und finanzverfassungsrecht-
lich grundsätzlich kein Raum. 

Vizepräsident von Hassel: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Dr. Evers. 

Dr. Evers (CDU/CSU) : Herr Kollege de With, in-
terpretiere ich diese Ausführungen dahin richtig, 
daß die Bundesregierung ohne eine rechtliche 
Grundlage oder ohne eine anderweitig festgelegte 
Verpflichtung nicht bereit ist, in Einzelfällen hilf-
reich einzugreifen — und sei es im Wege der Über-
brückung? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Zunächst einmal 
wäre die Frage zu klären, was Einzelfälle sind. 
Katastrophenfälle zählen z. B. nicht dazu. Grund-
sätzlich ist im Falle einzelner Personen davon auszu-
gehen, daß auf die vorhandenen Gesetze oder aber 
auf das Gesetz, das, wie Sie ja selbst wissen, noch im 
Bundestag liegt, zurückgegriffen werden muß. 

Vizepräsident von Hassel: Eine zweite Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Dr. Evers. 

Dr. Evers (CDU/CSU) : Ich habe in meiner schrift-
lich eingereichten Frage ausdrücklich nach den Mög-
lichkeiten, die eventuell bestehen, gefragt. Ich wie-
derhole diese Frage: Sehen Sie bei Fehlen einer spe-
ziellen Rechtsgrundlage keine Möglichkeit der Hilfe? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Ich habe, wie ich 
meine, präzise und klar geantwortet und sowohl auf 
die bestehenden Möglichkeiten als auch auf die 
Möglichkeiten, die, so hoffe ich, dieser Bundestag 
noch beschließen wird, hingewiesen. Darüber hinaus 
besteht aus den genannten Gründen grundsätzlich 
kein Anlaß, es sei denn, es gibt vernünftige Gründe 
dafür, daß man die Gesamtbürgergemeinschaft als 
Solidargemeinschaft auffaßt, weil der Staat einen 
gewissen Schutz nicht gewähren kann. 
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Parl. Staatssekretär Dr. de With 
Eine ganz andere Frage ist es, ob der Bund bei 

Einzelfällen, beispielsweise bei Überschwemmungen 
oder sonstigen Katastrophen, hilft. Insoweit hat er 
sich seiner Pflicht nie entzogen. 

Vizepräsident von Hassel: Keine weitere Zusatz-
frage. Ich rufe die Frage 36 des Abgeordneten Dr. 
Evers auf: 

Sieht die Bundesregierung einen grundsätzlichen, gesetzgebe-
risch relevanten Unterschied in der Notwendigkeit der finanziel-
len Hilfeleistung zwischen den in der Frage 35 erwähnten Fall-
gruppen einerseits und Schäden durch höhere Gewalt oder Ter-
ror bzw. Geiselnahme andererseits? 

Bitte zur Beantwortung, Herr Staatssekretär! 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Die Beschrän-
kung von Einstandspflichten der Allgemeinheit auf 
einzelne besonders gravierende Fallgestaltungen ist 
sachgerecht: Die Entschädigungspflicht der Allge-
meinheit gegenüber Opfern von Gewalttaten erklärt 
sich daraus, daß der Staat nicht vermocht hat, den 
betroffenen -  Bürger vor einem gewaltsamen Angriff 
zu bewahren. Der Staat hat damit das in ihn gesetzte 
Vertrauen des betroffenen Bürgers hinsichtlich eines 
wesentlichen Kerns der vom Staat garantierten Frie-
densordnung nicht erfüllt. Dieser Umstand begrün-
det eine gesteigerte Solidaritätspflicht der Allge-
meinheit gegenüber dem verletzten einzelnen. Fol-
gerichtig sieht der OEG-Entwurf davon ab, eine Aus-
weitung der Entschädigungsregelung in Richtung 
einer Art allgemeiner Volksversicherung gegen 
schwere Unfälle aller Art vorzuschlagen. Auf dieser 
Linie des Entwurfs liegt auch die Entscheidung, 
bloße Unfallschäden selbst dann nicht in die Ent-
schädigung einzubeziehen, wenn bei der Entstehung 
des Unfalls leichtere strafbare Handlungen mitge-
wirkt haben. 

Der Sozialversicherungsschutz in den Fällen der 
Nothilfe — § 539 Abs. 1 Nr. 9 der Reichsversiche-
rungsordnung und zukünftig § 9 OEG — beruht auf 
dem Gedanken, daß für Opfer, die der einzelne im 
Interesse der Gemeinschaft oder eines ihrer Glieder 
bringt, die Gemeinschaft aufkommen muß. Diese 
Regelung entspricht einem als billig empfundenen 
Schadensausgleich und fördert die Einsatzbereit-
schaft des einzelnen für seine Mitbürger. 

Die Besonderheiten der aufgezeigten Fallgruppen 
sind gesetzgeberisch relevant; sie rechtfertigen die 
Beschränkung einer von der Allgemeinheit getrage-
nen Hilfeleistung auf diese Sachverhalte. 

Diese Ausführungen habe ich im Grunde genom-
men, meine ich, auch schon mit der Beantwortung 
Ihrer zweiten Zusatzfrage in etwa vorweggenom-
men. 

Vizepräsident von Hassel: Eine Zusatzfrage des 
Abgeordneten Dr. Evers. 

. Dr. Evers (CDU/CSU) : Hielten Sie eine Möglich-
keit der Überbrückungshilfe in den von Ihnen so-
eben nicht ganz erschöpfend aufgezählten Fällen 
dann für gegeben, wenn die Tatsache der Zahlungs-
verpflichtung eines Dritten feststeht, nur noch nicht 

endgültig klar ist, welcher Dritte diese Zahlungs-
verpflichtung zu erfüllen hat? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Grundsätzlich 
nein nach dem, was ich ausgeführt habe, es sei denn, 
es besteht eine Verpflichtung entsprechend dem, was 
ich im Zusammenhang mit Ihrer zweiten schriftlichen 
Frage dargelegt habe. 

Vizepräsident von Hassel: Keine weitere Zusatz-
frage. Wir sind am Ende Ihres Geschäftsbereiches 
angelangt. Ich danke Ihnen, Herr Staatssekretär. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministers für Verkehr und für das Post- und Fern-
meldewesen. Ich rufe zunächst die Frage 5 des Ab-
geordneten Dr. Vohrer auf. — Der Fragesteller ist 
nicht anwesend. Die Frage wird schriftlich beant-
wortet, ebenfalls die Frage 6 des Abgeordneten Dr. 
Vohrer. Die Antworten werden als Anlagen abge-
druckt. 

Ich rufe die Frage 7 des Abgeordneten Professor 
Dr. Schachtschabel auf: 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um die Einhaltung 
von Festfrachten in der Binnenschiffahrt im Bereich des Ober-
rheins, die durch den Verkauf bzw. Export von Kiesmengen 
nach Frankreich sowie durch einen ohne Umladung und ledig-
lich durch Austausch der Abfertigungspapiere erfolgten Reimport 
nach Deutschland umgangen wird, zu garantieren? 

Zur Beantwortung Herr Parlamentarischer Staats-
sekretär Jung. 

Jung, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen: 
Herr Kollege Schachtschabel, die Kiestransporte mit 
Binnenschiffen im Bereich des Oberrheins mit Export 
nach Frankreich und Reimport nach Deutschland 
werden als handelsübliche Geschäfte über franzö-
sische Zwischenhändler abgewickelt. Sie erfüllen 
formell den Tatbestand des grenzüberschreitenden 
Verkehrs, der nicht dem Festfrachtensystem unter-
liegt. 

Die Bundesregierung prüft zur Zeit, ob die rechts-
geschäftliche Gestaltung und Abwicklung dieser 
Handelsgeschäfte im Einzelfall unter dem Gesichts-
punkt des § 42 a des Binnenschiffsverkehrsgesetzes 
geeignet sind, der Umgehung der Bestimmung des 
Gesetzes und der auf Grund dieses Gesetzes erlas-
senen Rechtsverordnungen zu dienen. Ich verweise 
hierzu auf die Antwort des Herrn Parlamentarischen 
Staatssekretärs Offergeld in der Fragestunde des 
Deutschen Bundestags am 3. Dezember 1975 auf die 
Frage des Herrn Abgeordneten Dr. Lenz (Berg-
straße). 

Vizepräsident von Hassel: Eine Zusatzfrage des 
Abgeordneten Dr. Schachtschabel. 

Dr. Schachtschabel (SPD) : Kann ich dieser Ant-
wort, Herr Staatssekretär, entnehmen, daß die Bun-
desregierung mit mir der Meinung ist, daß der er-
wähnte Ex- und Reimport, der zolltechnisch einwand-
frei abgewickelt und deshalb als legaler Scheintat-
bestand angesehen wird, einen Zustand darstellt, 
der den Partikulierern nicht länger zugemutet wer-
den kann? 
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Jung, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, der Bun-
desverkehrsminister teilt die Auffassung, daß das 
nicht zumutbar sei. Allerdings muß ich auf der ande-
ren Seite natürlich auch darum bitten, daß die Parti-
kulierer dann an diesen Geschäften nicht teilneh-
men. 

Vizepräsident von Hassel: Eine Zusatzfrage der 
Abgeordnete Dr. Müller-Hermann. 

Dr. Müller-Hermann (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, darf ich in diesem Zusammenhang die Frage an 
Sie richten, ob die Bundesregierung ernsthafte An-
strengungen unternimmt, um die Mannheimer Akte 
in internationalen Gesprächen so zu korrigieren, 
daß sie dann schließlich auch in eine europäische 
Verkehrspolitik hineinpaßt? 

Jung, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Müller

-

Hermann, ich glaube, diese Frage steht mit der vor-
her gestellten Frage in keinem Zusammenhang. 

(Dr. Müller-Hermann [CDU/CSU] : Das sehe 
ich anders!) 

Vizepräsident von Hassel: Ich rufe die Frage 8 
des Abgeordneten Dr. Schachtschabel auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, den angesichts dieser Entwick-
lung unverschuldet in Not geratenen Partikulieren durch ent-
sprechende Maßnahmen zu helfen und eine praktikable Regelung 
für den grenzüberschreitenden Verkehr auf EG-Ebene umgehend 
durchzusetzen? 

Bitte, zur Beantwortung, Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär. 

Jung, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Schacht-
schabel, im grenzüberschreitenden Binnenschiffsver-
kehr gibt es ein erhebliches Überangebot an Fracht-
raum. Die Bundesregierung hat daher 1969 eine 
Abwrackregelung eingeführt, um dem strukturellen 
Überangebot an Schiffsraum zu begegnen. Im Rah-
men der Europäischen Gemeinschaften wird zur Zeit 
eine Regelung für zeitweilige Stillegung von Schiffs-
raum ausgearbeitet. Die Bundesregierung ist bemüht, 
diese Arbeiten bald zum Abschluß zu bringen und 
erhofft sich von dieser kurzfristigen Kapazitätsmaß-
nahme eine Stabilisierung der Binnenschiffsfrachten 
im grenzüberschreitenden Verkehr. 

Vizepräsident von Hassel: Eine Zusatzfrage der 
Abgeordnete Schachtschabel. 

Dr. Schachtschabel (SPD) : Herr Staatssekretär, 
wie beurteilt die Bundesregierung die Möglichkeiten 
und Chancen der baldigen Durchsetzbarkeit einer 
praktikablen Regelung für den grenzüberschreiten-
den Verkehr auf der EG-Ebene? Dabei dürfte Ihnen 
bekannt sein, daß die Partikulierer in große wirt-
schaftliche Schwierigkeiten geraten sind? 

Jung, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Schacht-
schabel, die Bundesregierung rechnet mit einer bal-
digen Verabschiedung. Wir sind deshalb so opti-
mistisch, weil die bisherigen Besprechungen eine 

ähnliche Haltung auch bei den EG-Partnern haben 
deutlich werden lassen. 

Vizepräsident von Hassel: Keine Zusatzfrage. 

Ich rufe die Frage 9 des Abgeordneten Wolfram 
(Recklinghausen) auf: 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, alle in Deutsch-
land produzierenden Automobilfirmen zu veranlassen, ihre Auto-
mobile mit Verbundglas auszurüsten, so wie dies inzwischen 
nach einem Bericht der ADAC-motorwelt Nr. 12/1975 von eini-
gen Automobilherstellern geschieht? 

Zur Beantwortung bitte, Herr Staatssekretär! 

Jung, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Wolfram, 
die Bundesregierung sieht gegenwärtig keine Ver-
anlassung, die Vorschriften der Straßenverkehrs-
zulassungsordnung hinsichtlich der Verglasung der 
Kraftfahrzeuge zu ändern. 

Vizepräsident von Hassel: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Wolfram. 

Wolfram (Recklinghausen) (SPD) : Herr Staats-
sekretär, wäre es nicht empfehlenswert, wenn die 
Bundesregierung anstrebte, die Automobilhersteller 
zu veranlassen, alles, was der Sicherheit dient, in 
Kraftfahrzeuge einzubauen und im Gesamtpreis mit 
zu berücksichtigen, damit verhindert wird, daß we-
gen der Extrapreise sinnvolle Anschaffungen unter-
bleiben? 

Jung, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Wolfram, 
das ist grundsätzlich richtig. Ich kann hier ergän-
zend mitteilen — das wissen Sie übrigens schon —, 
daß die Bundesanstalt für Straßenwesen im Auftrag 
des Bundesministers für Verkehr die Probleme des 
Sicherheitsglases untersucht. Der Untersuchungs-
bericht wird in Kürze vorliegen. Die Bundesregie-
rung und natürlich auch die Teilnehmer am Straßen-
verkehr und die Automobilindustrie werden dann 
ihre Haltung in ,dieser Frage überprüfen. 

Vizepräsident von Hassel: Zweite Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Wolfram. 

Wolfram (Recklinghausen) (SPD) : Herr Staatsse-
kretär, ist sichergestellt, daß Untersuchungsergeb-
nisse dieser und ähnlicher Art und Erfahrungen 
schnellstens in die Praxis umgesetzt werden, um die 
Verkehrssicherheit ständig zu erhöhen? 

Jung, Parl. Staatssekretär: Ja, Herr Kollege, das 
ist sichergestellt. 

Vizepräsident von Hassel: Die Fragen 10 und 11 
des Abgeordneten Vogt werden auf Wunsch des 
Fragestellers schriftlich beantwortet. Die Antwor-
ten werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 12 des Abgeordneten Graf 
Stauffenberg auf: 

Wieviel Geld an wie viele Opfer ist bisher von der Deut-
schen Bundesbahn an die Verunglückten des Allacher Zug-
unglücks vom März 1975 gezahlt worden? 

Bitte, zur Beantwortung, Herr Staatssekretär! 
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Jung, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Graf 
Stauffenberg, bei dem Unglück in Allach sind am 
7. März 1975 zwölf Personen getötet und zwei 
schwer verletzt worden. Die Deutsche Bundesbahn 
hat an die Angehörigen dieser Unfallopfer und an 
die Verletzten 88 000 DM gezahlt. An Sozialver-
sicherungsträger sind bisher 29 000 DM  geleistet 
worden. Rentenleistungen sind darüber hinaus an 
zwei Personen in Höhe von 650 DM bzw. 250 DM 
monatlich erbracht worden. 

Vizepräsident von Hassel: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Graf Stauffenberg. 

Graf Stauffenberg (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, gibt es Fälle, in denen Opfer oder Hinterblie-
bene von Opfern dieses Verkehrsunfalls von der 
Bundesbahn bisher keine finanziellen Leistungen 
bekommen haben? 

Jung, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, diese 
Zusatzfrage bezieht sich eigentlich mehr auf Ihre 
zweite Frage, die ich erst noch beantworten möchte. 
Wenn Sie gestatten, werde ich das dann in diesem 
Zusammenhang erwähnen. 

Vizepräsident von Hassel: Dann rufe ich noch die 
Frage 13 des Abgeordneten Graf Stauffenberg auf: 

Wann kann damit gerechnet werden, daß die Entschädigungen 
bzw. Rentenfestsetzungen für die Opfer — denen seinerzeit eine 
„schnelle, unbürokratische Hilfe" zugesagt wurde — ausgezahlt 
bzw. abgeschlossen werden? 

Bitte, zur Beantwortung, Herr Staatssekretär! 

Jung, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, eine ab-
schließende Schadensregulierung steht nur noch bei 
drei Betroffenen aus. Dies ist darauf zurückzuführen, 
daß die mit der Wahrnehmung der Interessen beauf-
tragten Rechtsanwälte bisher, übrigens trotz mehr-
facher Anforderung, die notwendigen Abrechnungs-
unterlagen nicht vorgelegt bzw. eine Restforderung 
erst am 2. Januar 1976 angemeldet haben. Mit dem 
Anwalt eines Verunglückten wird schließlich noch 
über die Höhe eines Schmerzensgeldes verhandelt, 
nachdem die Deutsche Bundesbahn bereits 12 000 DM 
an ihn gezahlt hat. Da die Deutsche Bundesbahn 
diese Verzögerungen nicht zu vertreten hat, kann 
der Zeitpunkt der endgültigen Schadensregulierung 
noch nicht vorausgesagt werden. Die Deutsche 
Bundesbahn wird jedoch ihrerseits entsprechend 
ihrer Zusage auch hier um eine schnelle und unbüro-
kratische Schadensabwicklung bemüht sein. 

Vizepräsident von Hassel: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Graf Stauffenberg. 

Graf Stauffenberg (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, sind mit der Zahlung von — wenn ich es richtig 
gehört habe — 88 000 DM aus der Sicht der Bundes-
bahn alle Leistungen abgegolten — mit Ausnahme 
der von Ihnen genannten drei Fälle —, die sich für 
Sie aus diesem Unglücksfall ergeben haben? 

Jung, Parl. Staatssekretär: Ja, Herr Kollege. Die 
erwähnten, noch nicht abgewickelten Schadensfälle 
sind in den 88 000 DM natürlich nicht enthalten. 

Vizepräsident von Hassel: Eine weitere Zusatz-
frage? — Bitte schön, Graf Stauffenberg. 

Graf Stauffenberg (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, wann wurden die ersten Zahlungen im Sinne 
einer, wie Sie sagten, „schnellen und unbürokrati-
schen Hilfe" geleistet? 

Jung, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die er-
sten Regulierungen wurden unmittelbar im Anschluß 
an das Unglück vorgenommen. Ich bin aber im 
Augenblick nicht in der Lage, Ihnen die Daten dieser 
ersten Schadensregulierungen hier mitzuteilen. Ich 
bin aber gern bereit, sie Ihnen schriftlich nachzu-
tragen. 

Graf Stauffenberg (CDU/CSU) : Ich würde darum 
bitten. 

Vizepräsident von Hassel: Keine weitere Zusatz-
frage. 

Ich rufe die Frage 14 des Abgeordneten Dr. Wer-
nitz auf: 

Hat sich die Zahl der Autobahnunfälle mit tödlichem Ausgang 
und mit schwerem Personenschaden, verursacht durch Fahren auf 
der falschen Autobahnseite, in den letzten drei Jahren so ent-
wickelt, daß zusätzliche Sicherungsmaßnahmen geboten erschei-
nen? 

Zur Beantwortung, bitte, Herr Staatssekretär! 

Jung, Parl. Staatssekretär: Herr Präsident, ich 
bitte, die beiden Fragen wegen des Sachzusammen-
hangs gemeinsam beantworten zu dürfen. 

Vizepräsident von Hassel: Keine Bedenken. Auch 
die Frage 15 des Abgeordneten Dr. Wernitz wird 
aufgerufen: 

Welche wesentlichen konkreten Vorschläge zur zusätzlichen 
Sicherung der Autobahnen gegen Falschfahrer sind der Bundes-
regierung bislang bekannt bzw. werden von ihr eventuell be-
reits mit den Bundesländern erörtert und vorbereitet? 

Jung, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die Ent-
wicklung läßt keine allgemeinen zusätzlichen Siche-
rungsmaßnahmen geboten erscheinen. Der Bundes-
minister für Verkehr hat dieses Problem im Frühjahr 
und im Herbst 1975 mit den Ländern erneut erörtert. 
Dabei ergab sich zwischen dem Bund und den Län-
dern folgende Auffassung. 

Erstens. Die technischen Grundlagen für die Ge-
staltung der Autobahnanschlußstellen genügen den 
Anforderungen. 

Zweitens. Im Einzelfall kann mit verbesserter 
Markierung und Beschilderung der Gefahr des Ein-
fahrens in die falsche Autobahnfahrbahn in ver-
stärktem Maße begegnet werden. Diese Aufgabe 
wird von den zuständigen Landesbehörden wahrge-
nommen. 

Vizepräsident von Hassel: Eine Zusatzfrage des 
Abgeordneten Dr. Wernitz. 
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Dr. Wernitz (SPD) : Herr Staatssekretär, sind Sie 
nicht der Auffassung, daß die beiden Fragen damit 
in keiner Weise beantwortet sind? Ich hatte z. B. 
nach den Zahlen für die letzten drei Jahre gefragt. 

Jung, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Wernitz, 
das ist mir klar. Die Zahl der falschen Einfahrten 
wird aber in der Bundesstatistik nicht gesondert 
ausgewiesen. Deswegen kann diese Ihre Frage nicht 
beantwortet werden. Es trifft zu, daß Einzelfälle vor-
gekommen sind. Es sind auch Einzelfälle geblieben. 
Sie haben allerdings, da es außergewöhnlich ist, daß 
man in die falsche Auffahrt hineinfährt, presse-
mäßig eine besondere Würdigung gefunden. 

Vizepräsident von Hassel: Zweite Zusatzfrage des 
Abgeordneten Dr. Wernitz. 

Dr. Wernitz (SPD) : Darf ich, nachdem zu dieser 
Frage offensichtlich auch international Studien vor-
liegen und darüber immer wieder berichtet wird, 
Ihnen gegenüber anregen, sich einmal durch ent-
sprechende Nachforschungen in Zusammenarbeit mit 
den Bundesländern die Zahlen der tödlichen Un-
fälle bzw. der Unfälle mit schwerem Personenscha-
den zu besorgen, die durch Einfahren in die falsche 
Autobahnspur entstanden sind, damit man für künf-
tige Überlegungen eine solide Grundlage hat? Wäre 
dies möglich? 

Jung, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Wernitz, 
ich nehme die Anregung natürlich gern auf. Ich be-
tone aber noch einmal, daß es sich um Einzelfälle 
handelt. Wenn ich es recht in Erinnerung habe, han-
delt es sich in den letzten Jahren um eine einstel-
lige Zahl. Ich nehme aber, wie gesagt, diese An-
regung gern auf und lasse das international über-
prüfen. 

Vizepräsident von Hassel: Eine dritte Zusatzfrage 
des Abgeordneten Dr. Wernitz. 

Dr. Wernitz (SPD) : Herr Staatssekretär, wären Sie, 
nachdem es zum einen um die effektiven Zahlen 
geht, zum anderen aber auch um die Dunkelziffer, 
bereit, sich einmal im Ausland zu orientieren, inwie-
weit dort Maßnahmen ergriffen werden, um die 
Sicherheit effektiv zu erhöhen? 

Jung, Parl. Staatssekretär: Ja, Herr Kollege Wer-
nitz, ich bin zu dieser Orientierung gern bereit. 

Vizepräsident von Hassel: Ich rufe die Frage 16 
des Herrn Abgeordneten Dr. Hupka auf: 

Warum hat die Bundesregierung im Prospekt des Bundesver-
kehrsministers ,,Sichere Winterfahrt" die DDR in derselben dun-
kelgrünen Farbe als Ausland gekennzeichnet wie die auslän-
dischen Anrainer der Bundesrepublik Deutschland und die De-
markationslinie zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der DDR als Grenze wie die Grenze zu Frankreich und Däne-
mark dargestellt? 

Der Fragesteller ist anwesend. Bitte zur Beant-
wortung, Herr Staatssekretär! 

Jung, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Hupka, 
der Prospekt ist für die Verkehrsteilnehmer in der 
Bundesrepublik Deutschland einschließlich Berlin 
(West) bestimmt. Die farbliche Absetzung des Ge-
biets der DDR und die Darstellung der Grenze zur 
DDR in den Karten des Prospekts entsprechen den 
Verhältnissen, die der Benutzer tatsächlich antrifft. 
Eine Aussage über staats- und völkerrechtliche Be-
sonderheiten der DDR und der Grenze zur DDR im 
Vergleich mit den Grenzen zum nachbarlichen Aus-
land macht dieser Prospekt schon nach seiner Zweck-
bestimmung nicht. 

Vizepräsident von Hassel: Eine Zusatzfrage, der 
Abgeordnete Dr. Hupka. 

Dr. Hupka (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wir 
haben ein Bundesministernum für innerdeutsche Be-
ziehungen. Folglich sollte es doch auch dem Titel 
dieses Bundesministeriums entsprechen, daß im Bun-
desverkehrsministerium Prospekte herauskommen, 
die die DDR so sehen, wie unser Bundesministerium 
für innerdeutsche Beziehungen das sieht, nämlich 
innerhalb der innerdeutschen Beziehungen und nicht 
als Ausland. 

Jung, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Hupka, 
ich habe soeben schon darauf hingewiesen, daß die 
kartographische Behandlung des Gebiets der DDR 
den praktischen Bedürfnissen entspricht. Im übrigen 
werden im Bundeskabinett laufend Abstimmungen 
auch mit dem Bundesminister für innerdeutsche Be-
ziehungen vorgenommen. 

Vizepräsident von Hassel: Eine zweite Zusatzfrage, 
der Abgeordnete Dr. Hupka. 

Dr. Hupka (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, darf 
ich Sie dann noch einmal an die Begründung zum 
Karlsruher Verfassungsurteil vom 31. Juli 1972 er-
innern, worin alle Verfassungsorgane ausdrücklich 
dazu angehalten werden, alles für die Wiederver-
einigung zu tun und sie nach innen und nach außen 
zu vertreten. Wenn ich eine Karte zeige, die die 
DDR als Ausland darstellt, so handle ich ja gegen 
diesen Auftrag. 

Jung, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Hupka, 
ich muß noch einmal darauf hinweisen, daß diese 
Karte eben dem Zweck dient, den Benutzern der 
Straßen oder der Verkehrswege überhaupt die tat-
sächlichen Gegebenheiten vor Augen zu halten, da-
mit er sich entsprechend darauf einstellen kann. 
Daraus nun irgendwelche staatsrechtlichen Dinge 
herzuleiten, besteht kein Anlaß. 

Vizepräsident von Hassel: Eine Zusatzfrage, der 
Abgeordnete Jäger (Wangen). 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
hätte es denn dem von Ihnen hier genannten Zweck 
Abbruch getan, wenn die Bundesregierung — ge-
treu dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts — 
das Gebiet der DDR und die Grenzen zur DDR in 
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Jäger (Wangen) 

einer besonderen Farbe oder in einer anderen Art 
und Weise gesondert als Nicht-Ausland kenntlich 
gemacht hätte? 

(Zuruf von der SPD) 

Jung, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Jäger, ich 
muß noch einmal darauf verweisen, daß diese Karte 
doch für den praktischen, täglichen Bedarf der Auto-
fahrer gedacht ist. 

(Dr. Hupka [CDU/CSU] : Für die ist die DDR 
nicht Ausland!) 

— Das hat mit Ausland jetzt gar nichts zu tun. Viel-
mehr sind die tatsächlichen Gegebenheiten, die der 
Autofahrer vorfindet, in der Karte dargestellt. 

Vizepräsident von Hassel: Eine Zusatzfrage, der 
Abgeordnete Böhm (Melsungen). 

Böhm (Melsungen) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, wie wollen Sie die Schizophrenie erklären, die 
darin zum Ausdruck kommt, daß man auf der einen 
Seite von innerdeutschen Beziehungen spricht — von 
dieser Bundesregierung — und auf der anderen Seite 
die DDR in Veröffentlichungen derselben Bundes-
regierung als Ausland darstellt? 

Jung, Parl. Staatssekretär: In dieser Karte ist die 
DDR nicht als Ausland dargestellt, Herr Kollege 
Böhm. 

(Dr. Hupka [CDU/CSU] : Sie ist als Aus

-

land dargestellt! — Böhm [Melsungen] 
[CDU/CSU] : Natürlich! — Gegenruf von der 

SPD: Nein!) 

Vizepräsident von Hassel: Herr Abgeordneter 
Dr. Evers, die letzte Zusatzfrage, die ich zulasse. 

Dr. Evers (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär Jung, 
wären Sie denn bereit, bei einer Neuauflage dieses 
Prospekts oder bei ähnlichen Prospekten in Zukunft 
eine Markierung in der hier gewünschten Art vor-
zunehmen, wenn es ohne wesentliche Mehrkosten 
möglich ist? 

Jung, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Evers, ich 
bin gern bereit, diese Frage noch einmal zu prüfen. 
Aber, wie gesagt, dieser Prospekt muß im Hinblick 
auf den Zweck, den er verfolgt, hergestellt werden. 
Hier muß dann natürlich auch dargestellt werden, 
welche Verhältnisse der Autofahrer an einem be-
stimmten Ort vorfindet. 

Vizepräsident von Hassel: Ich rufe die Frage 17 
des Abgeordneten Gansel auf: 

Welche Personen haben aus welchen Gründen das Privileg, 
bei der Deutschen Bundesbahn zu veranlassen, daß Züge außer-
fahrplanmäßig angehalten werden, um sie z. B. bei Verspätung 
anderer Züge zu befördern? 

Der Fragesteller ist anwesend. Bitte zur Beant-
wortung, Herr Staatssekretär! 

Jung, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Gansel, 
die Deutsche Bundesbahn hat erklärt, daß sie im 

Rahmen der ihr obliegenden Beförderungsverpflich -
tung bei Zugverspätungen bemüht ist, nachteilige 
Auswirkungen für die Reisenden so gering wie mög-
lich zu halten. Dazu können u. a. Züge zur Auf-
nahme von Reisenden außerplanmäßig angehalten 
werden, wenn die Betriebslage und die gegebenen 
Umstände dies zulassen. Es handelt sich hierbei um 
Kann-Leistungen, über die in jedem Einzelfall die 
zuständige Oberzugleitung entscheidet. 

Vizepräsident von Hassel: Eine Zusatzfrage des 
Abgeordneten Gansel. 

Gansel (SPD) : Herr Staatssekretär, in welchem 
Umfange hat sich die Bundesbahn bemüht, ihren 
Fahrgästen diesen Sachverhalt mitzuteilen, und ist 
es möglicherweise so, daß über diese Regelung nur 
gut informierte Politiker Bescheid wissen und sie in 
Anspruch nehmen? 

Jung, Parl. Staatssekretär: Nein, Herr Kollege 
Gansel, über diese Regelung wissen sehr viele Fahr-
gäste Bescheid. 

Vizepräsident von Hassel: Eine zweite Zusatzfrage 
des Abgeordneten Gansel. 

Gansel (SPD) : Sind Sie in der Lage, einem Fahr-
gast der Bundesbahn, wenn auch mit Netzkarte auf 
Bundeskosten, kurz zu schildern, wie dieses Ver-
fahren funktioniert, damit auch andere Fahrgäste 
daran partizipieren können? 

Jung, Parl. Staatssekretär: Das Verfahren funktio-
niert recht einfach. Wenn Sie auf einem Bahnhof 
erkennen, daß der Zug Verspätung hat und dadurch 
für Sie, und zwar als normaler Sterblicher, nicht als 
Politiker, z. B. eine wichtige Besprechung gefährdet 
wird, weil Sie einen Anschlußzug nicht erreichen, 
können Sie dem Bahnhofsvorstand davon Mitteilung 
machen und ihn bitten, zu prüfen, ob der Anschluß 
noch erreicht wird. Daraufhin wird der Bahnhofsvor-
stand mit Sicherheit die eben erwähnte Oberzuglei-
tung verständigen. Die Entscheidung der Oberzug-
leitung ist dann allerdings endgültig. Nur sie kann 
entscheiden, ob der Anschlußzug abgewartet werden 
kann oder ob eben der Fahrplan so durchgeführt 
wird, wie er vorgesehen ist. 

Gansel (SPD) : Der Rechtsweg ist dann also aus-
geschlossen? 

Vizepräsident von Hassel: Sie haben keine weite-
re Zusatzfrage. Eine letzte Zusatzfrage des Abge-
ordneten Hansen. 

Hansen (SPD) : Herr Staatssekretär, darf ich Ihren 
Worten entnehmen, daß Sie es nicht für notwendig 
halten, eine Immunität der Bundesbahn gegen Ab-
geordnete einzuführen, die ihr Mandat mißbrau-
chen, wenn sie diese Regelung in Anspruch neh-
men? 
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Jung, Parl. Staatssekretär: Nein, Herr Kollege, 
das halte ich nicht für notwendig. Mir ist auch ein 
Mißbrauch in dieser Form nicht bekannt. Ich habe 
in der letzten Zeit — um das hier ergänzend zu 
sagen — selbst einmal festgestellt, daß normale 
Reisende, keine Politiker, bei einer aus Witterungs-
gründen eingetretenen Verspätung auf Grund der 
genannten Möglichkeit einen Anschlußzug doch noch 
erreichen konnten. Der in diesem Falle betroffene 
Intercity- oder Transeuropa-Zug hat dann für einige 
Minuten gewartet. 

Vizepräsident von Hassel: Eine Zusatzfrage des 
Abgeordneten Vogel. 

Vogel (Ennepetal) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, sind Sie bereit, die Öffentlichkeit etwas genauer 
über die Möglichkeiten zu informieren, und können 
Sie bestätigen, daß z. B. Bundestagsabgeordnete 
bisher in keinem größeren Umfange als andere 
Staatsbürger über die Möglichkeiten informiert wor-
den sind? 

(Zurufe von der SPD) 

Jung, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Vogel, 
ich bin gerne bereit, die Deutsche Bundesbahn, 
weil das in ihre Zuständigkeit fällt, noch einmal 
zu bitten, ihre Kunden entsprechend zu informieren. 
Ich bin natürlich darüber hinaus bereit, Unter-
suchungen anzustellen, inwieweit Bundestagsabge-
ordnete von diesem Recht, das jedem Reisenden 
zusteht, Gebrauch gemacht haben. Ich befürchte 
aber, daß es sehr schwierig ist, dies festzustellen. 
Nur in konkreten Fällen, wo eine Klage vorliegt, 
könnte man einer solchen Sache nachgehen. 

Vizepräsident von Hassel: Eine Zusatzfrage des 
Abgeordneten Jaunich. 

Jaunich (SPD) : Herr Staatssekretär, haben Sie 
eine Ubersicht über die Häufigkeit der Inanspruch-
nahme solcher Vergünstigungen? 

Jung, Parl. Staatssekretär: Das Bundesverkehrs-
ministerium hat mit Sicherheit keine Ubersicht 
darüber. Ich bin aber gerne bereit, bei der Bundes-
bahn noch einmal nachzufragen, denn ich habe diese 
Auskunft ebenfalls erst von der Bundesbahn ein-
holen müssen. 

Vizepräsident von Hassel: Eine Zusatzfrage des 
Abgeordneten Dr. Evers. 

Dr. Evers (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, würden 
Sie es für denkbar halten, daß Bundestagsabge-
ordnete, wenn sie von dieser Möglichkeit Gebrauch 
machen, dies tun, weil sie tatsächlich wichtige Ver-
pflichtungen im öffentlichen Interesse wahrnehmen? 

Jung, Parl. Staatssekretär: Ich halte dies für denk-
bar, Herr Kollege Evers. 

(Lachen bei der SPD) 

Vizepräsident von Hassel: Keine weiteren Zusatz-
fragen. Wir sind am Ende Ihres Geschäftsbereichs 
angelangt. Ich darf Ihnen, Herr Staatssekretär, für 
die Beantwortung danken. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für Bildung und Wissenschaft auf. Wir kom-
men zur Frage 18 des Abgeordneten Dr. Klein 
(Stolberg). Der Fragesteller ist nicht anwesend; die 
Frage wird schriftlich beantwortet. Dies gilt auch 
für die Frage 19 des Abgeordneten Dr. Klein (Stol-
berg). Die Antworten werden als Anlagen abge-
druckt. 

Ich rufe die Frage 20 des Abgeordneten Schröder 
(Wilhelminenhof) auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, den weiteren Ausbau der Fach-
hochschule Ostfriesland so schnell zügig zu fördern — gegebe-
nenfalls sogar zu Lasten der Erweiterungen anderer Fachhoch-
schulen in Niedersachsen -, daß in absehbarer Zeit die Auf-
nahme der Hauptstudienbereiche Naturwissenschaften und Tech-
nikwissenschaften möglich ist, und sind die erforderlichen Pla-
nungsaufträge dafür erteilt? 

Der Fragesteller ist anwesend. Zur Beantwortung, 
bitte, Herr Parlamentarischer Staatssekretär Dr. 
Glotz! 

Dr. Glotz, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Bildung und Wissenschaft: Herr Abgeord-
neter, Voraussetzung für die Förderung des Aus-
baues der Fachhochschule Ostfriesland durch den 
Bund ist ihre Aufnahme in das Hochschulverzeich-
nis. Der Wissenschaftsrat hat diese Aufnahme be-
fürwortet. Eine Rechtsverordnung zur Ergänzung 
der Anlage zum Hochschulbauförderungsgesetz wird 
zur Zeit von der Bundesregierung vorbereitet. Kon-
krete Bauvorhaben können vom Bund allerdings erst 
gefördert werden, wenn die vom Land Niedersach-
sen angemeldeten Vorhaben nach der Ergänzung der 
Anlage geprüft und in den Rahmenplan aufgenom-
men worden sind. 

Vizepräsident von Hassel: Eine Zusatzfrage, der 
Abgeordnete Schröder. 

Schröder (Wilhelminenhof) (CDU/CSU) : Herr 
Staatssekretär, sehen Sie denn, nachdem all die 
Dinge abgeschlossen sind, die Sie soeben genannt 
haben, die Möglichkeit einer Auftragsvergabe noch 
für das Jahr 1976? 

Dr. Glotz, Pari. Staatssekretär: Die zeitliche Pla-
nung hängt vollständig von dem Entscheidungs-
mechanismus ab, der, wie Sie wissen, bei einer Ge-
meinschaftsaufgabe, der Abstimmung von Bund und 
Ländern, nicht einfach ist. Sie hängt in diesem Fall 
so stark von den Initiativen des Landes Niedersach-
sen ab, daß ich eine zeitliche Angabe im einzelnen 
nicht machen kann, Herr Kollege. 

Vizepräsident von Hassel: Zweite Zusatzfrage, der 
Abgeordnete Schröder. 

Schröder (Wilhelminenhof) (CDU/CSU) : Haben 
Sie denn, Herr Staatssekretär, den Eindruck, daß das 
Land Niedersachsen überhaupt die ernsthafte Ab-
sicht hat, die Fachhochschule Emden in dieser Hin- 
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Schröder (Wilhelminenhof) 

Sicht in den Vordergrund zu stellen, oder sehen Sie 
von dieser Seite eine Verzögerung? 

Dr. Glotz, Parl. Staatssekretär: Ich habe keinerlei 
Anhaltspunkte dafür, daß die Landesregierung von 
Niedersachsen dies nicht ernsthaft beabsichtigt. 
Aber selbstverständlich sind dort wie in allen ande-
ren Ländern Abwägungen zwischen verschiedenen 
Planungen zu treffen, und die Knappheit der Mittel 
in den Landeshaushalten, die überall gegeben ist, 
wird irgendwo Abstriche notwendig machen. Wo 
diese dann in den Entscheidungen der Landesregie-
rung stattfinden werden, kann die Bundesregierung 
nicht beurteilen. 

Vizepräsident von Hassel: Ich rufe die Frage 21 
des Abgeordneten Dr. Klein (Göttingen) auf: 

Trifft die Äußerung des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. 
Glotz beim Bundesminister für Bildung und Wissenschaft im 
Spiegel-Interview zu, die Professoren seien auf dem besten 
Wege, „die Fluglotsen des deutschen Bildungswesens" zu wer-
den, und wenn ja, teilt die Bundesregierung diese Meinung und 
gegebenenfalls auf welche Tatsachen stützt die Bundesregierung 
diese Ansicht? 

Bitte, zur Beantwortung, Herr Staatssekretär! 

Dr. Glotz, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Klein, 
in dem zitierten „Spiegel"-Interview habe ich nicht 
gesagt, „die Professoren seien auf dem besten 
Wege, die Fluglotsen des deutschen Bildungswesens" 
zu werden. Vielmehr hat „Der Spiegel" in diesem 
Interview Bezug genommen auf einen Artikel in 
der „Zeit" vom Dezember 1974, in dem ich unter 
Hinweis auf einige wirklich kritikwürdige Beispiele 
mangelnder Kapazitätsauslastungen in verschiede-
nen Hochschulen wörtlich folgendes gesagt habe — 
ich darf das mit Genehmigung des Herrn Präsiden-
ten zitieren —: 

Selbstverständlich: Es gibt auch viele Gegen-
beispiele. Es gibt einzelne Hochschullehrer und 
ganze Fachbereiche, die freiwillig große zusätz-
liche Belastungen auf sich nehmen, um mög-
lichst viele Studenten möglichst gut auszubil-
den. Trotzdem: Angesichts der vor den Hoch-
schulen Wartenden und angesichts der immer 
knapper werdenden Ressourcen ist es unange-
messen, wenn der scheidende Präsident eines 
Verbandes der Hochschullehrer von seinen Mit-
gliedern verlangt, daß sie 

— das ist jetzt ein Zitat dieses scheidenden Präsi-
denten —

„in Kritik dieser zum Teil unsinnigen Kapazi-
tätsberechnungsmodelle versuchen (sollen), das 
Schlimmste zu verhindern", und daß er einen 
„langwierigen Kampf an jeder einzelnen Uni-
versität wahrscheinlich auf Jahre hinaus" an-
kündigt. Wer sich so äußert, macht die Hoch-
schullehrer zu den Fluglotsen des Bildungs-
wesens und schadet denen, die er eigentlich 
vertreten sollte. 

Von dieser Äußerung, Herr Kollege Klein, sind kei-
nerlei Abstriche zu machen. Sie enthält nicht die in 
der Frage unterstellte pauschale Kritik an d e n 
Professoren, sondern eine Mahnung an die Adresse 
derjenigen, die ihr Eigeninteresse in den Vorder

-

grund stellen. Es war, wie ich bereits in dem „Spie-
gel"-Interview gesagt habe, „ein polemisches Wort, 
das den Verantwortlichen das Problem ins Bewußt-
sein bringen sollte". Diesen Zweck hat es ganz 
offensichtlich erfüllt. 

Vizepräsident von Hassel: Zusatzfrage, der Abge-
ordnete Dr. Klein. 

Dr. Klein (Göttingen) (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, sind Sie im Hinblick auf ,die Äußerungen 
des damals scheidenden Präsidenten des Hochschul-
lehrerverbandes bereit, mir gegenüber einzuräumen, 
daß es schwierig sein kann, Kapazitäten an Hoch-
schulen zu berechnen, daß es durchaus denkbar ist, 
daß dabei unsinnige Berechnungsmethoden vorkom-
men und auch praktiziert worden sind, und ,daß es 
schließlich die Aufgabe der Professoren ist, ,die Herr 
Präsident Grosser in diesem Zusammenhang hat 
wahrnehmen wollen, darauf zu achten, daß bei der 
Ausbildung der Studenten nicht nur die Quantität, 
sondern auch die Qualität Beachtung findet? 

Dr. Glotz, Parl. Staatssekretär: Die Grundsätze, 
Herr Kollege Klein, die Sie gerade zitiert haben, 
halte ich alle für richtig. Nur, dies war nicht meine 
Kritik. Meine Kritik richtete sich ganz konkret da-
gegen, daß an einzelnen Universitäten nachweisbar 
beispielsweise Gruppengrößen heruntermanipuliert 
worden sind, um auf diese Weise weniger Studenten 
aufnehmen zu müssen, und sogenannte Curricular-
faktoren — ich bitte um Entschuldigung für dieses 
komplizierte Wort, das für die Öffentlichkeit nicht 
gleich rdeutlich ist — einfach mit dem Ziel verändert 
worden sind, von den Studienplänen her nachzu-
weisen, daß man nur wenige Studenten aufnehmen 
kann. Diese Verhaltensweise, von der ich noch ein-
mal ganz deutlich sagen möchte, daß sie nicht etwa 
bei allen Professoren vorkommt, sondern nur bei 
bestimmten Professoren und in bestimmten Fach-
bereichen gang und gäbe ist, halte ich allerdings in 
der jetzigen Situation, wo Tausende vor den Toren 
der Universitäten stehen und wo der Druck immer 
noch größer wird, für verantwortungslos, und ich 
glaube, dies muß man dann auch ,den betreffenden 
Professoren deutlich sagen. 

Vizepräsident von Hassel: Zweite Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Klein. 

Dr. Klein (Göttingen) (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, würden Sie angesichts der Tatsache, daß 
es sich dabei — was Sie auch nicht bestritten ha-
ben — um Einzelfälle handelt, ,mir nicht zustimmen, 
daß der von Ihnen gezogene Vergleich zu den Flug-
lotsen unangemessen ist, da sich die Fluglotsen bei 
ihrem Streik eindeutig rechtswidrig und dienst-
pflichtwidrig verhalten haben und dem Staat einen 
erheblichen Schaden zugefügt haben, für den mög-
licherweise auch der Steuerzahler aufzukommen 
haben wird? 

Dr. Glotz, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Klein, 
lassen Sie mich folgendes noch einmal deutlich 
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Parl. Staatssekretär Dr. Glotz 
sagen. Ich habe eine ganz bestimmte Äußerung ,des 
Präsidenten eines Verbandes, eines Interessen-
vertreters in diesem Fall — und ich sage deutlich: 
Interessenvertretung ist selbstverständlich legi-
tim —, kritisiert. Ich habe geschrieben: Wer sich so 
äußert, der macht die Hochschullehrer zu Fluglotsen 
des Bildungswesens. Dies war meine Äußerung. Las-
sen Sie mich sagen, daß ich dazu stehe, nicht weil 
ich den Vergleich zu dem Rechtsbruch ziehe — dies 
tue ich in der Tat nicht —, sondern weil ich sage: 
Die Handlungsweise dieser von mir so Kritisierten 
ist auch für rden Staat und für die Gesellschaft ins-
gesamt ausgesprochen schädlich. Eine solche aus-
gesprochen schädliche Haltung verdient eine aus-
gesprochen deutliche Kritik. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident von Hassel: Keine weiteren Zusatz-
fragen. Auch weitere Fragen aus diesem Geschäfts-
bereich liegen nicht vor. Ich darf Ihnen für die Be-
antwortung danken, Herr Staatssekretär. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
des Innern auf, zuerst die Frage 22 des Abgeord-
neten Dr. Laermann: 

Kann die Bundesregierung Meldungen bestätigen, nach denen 
am Oberlauf des Rheines entgegen den Vereinbarungen der 
Rheinanliegerstaaten erhöhte Mengen an Chloriden in den Fluß 
abgelassen werden und auch in Nordrhein-Westfalen eine Er-
höhung um über 30 % zu befürchten ist, und welche Konsequen-
zen ergeben sich daraus für die Trinkwasserversorgung, wenn 
schon heute die Salzfracht am Niederrhein rd. 1 400 t/h beträgt? 

Zur Beantwortung, bitte, Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär Baum! 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Herr Kollege Dr. Laermann, in der Bun-
desrepublik Deutschland sind die bisherigen Einlei-
tungsmengen von Chloriden in den Rhein nicht er-
weitert worden. Die Bundesrepublik Deutschland 
hat damit dem auf der ersten Ministerkonferenz über 
die Verunreinigung des Rheins am 25./26. Oktober 
1972 in Den Haag formulierten Ziel, die Salzbela-
stung nicht zu erhöhen, entsprochen. Den in Nord-
rhein-Westfalen vorliegenden Anträgen auf Erwei-
terung von Einleitungserlaubnissen hat der zustän-
dige Minister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten des Landes nach seiner Mitteilung in der 
Fragestunde des Landtages vom 17. Dezember ver-
gangenen Jahres nicht stattgegeben. Eine Genehmi-
gung dieser Anträge hätte in der Spitze zu einer Er-
höhung der Chloridfracht im Niederrhein um etwa 
2,2 % gegenüber der derzeitigen Belastung geführt. 

Nach einer jüngeren Mitteilung der Arbeitsge-
meinschaft der Länder zur Reinhaltung des Rheins 
ist die Trinkwasserversorgung am Rhein bisher 
durch die Chloridbelastung noch nicht beeinträchtigt 
worden. Die Kostensteigerung bei der Wasseraufbe-
reitung sei nicht durch die Chloride, heißt es da, 
sondern durch andere Wasserinhaltsstoffe verur-
sacht worden. Hierunter fallen in erster Linie die 
nicht oder nur schwer abbaubaren Stoffe. Ohne das 
Problem der Salzfracht im Rhein schmälern zu wol-
len, Herr Kollege, bereitet der Bundesregierung 
diese sogenannte chemische Verunreinigung größere 
Sorge. Die erfolgreiche Verabschiedung der Richt-

linie der Europäischen Gemeinschaften zur Eindäm-
mung der Verunreinigung infolge der Ableitung 
bestimmter gefährlicher Stoffe am 8. Dezember 1975 
durch den Umweltministerrat in Brüssel ist ein we-
sentlicher Schritt zur Lösung dieses letzteren Pro-
blems. 

Vizepräsident von Hassel: Eine Zusatzfrage. 

Dr.- Ing. Laermann (FDP) : Darf ich fragen, Herr 
Staatssekretär, wie ich Ihre Antwort verstehen oder 
werten soll, daß es nicht die Chloride sind, die der 
Trinkwasserversorgung Schwierigkeiten machen? 
Handelt es sich dabei um Schwermetalle, und wie 
hoch schätzen Sie die Kosten, die für die entspre-
chende Trinkwasseraufbereitung erforderlich sind? 

Baum, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, es sind 
die schwer abbaubaren Stoffe. Es sind die Stoffe, 
die in einer sogenannten schwarzen Liste zusammen-
gefaßt sind, die sowohl bei den Verhandlungen 
zwischen den Rheinanliegerstaaten wie bei den Be-
ratungen in der Europäischen Gemeinschaft zu-
grunde liegen. Ich werde gleich in meiner Antwort 
auf Ihre zweite Frage auf die Maßnahmen eingehen, 
die ins Auge gefaßt worden sind, um diese Ver-
unreinigung zu vermindern. 

Vizepräsident von Hassel: Können wir gleich die 
zweite Frage aufrufen? — Frage 23 des Abgeordne-
ten Dr. Laermann: 

Welche politischen, ökonomischen und ökologischen Folgen 
sind zu bedenken im Hinblick auf das Verhältnis der Rhein-
anliegerstaaten, die Wettbewerbsfähigkeit deutscher Chemie-
unternehmen und davon abhängiger Produktionsbereiche (z. B. 
Glasindustrie), die Kosten für die sichere und qualitativ ein-
wandfreie Trinkwasserversorgung sowie das biologische Gleich-
gewicht? 

Baum, Parl. Staatssekretär: Die Reduzierung der 
Salzbelastung des Rheins ist nur durch ein Zusam-
menwirken aller Bundesländer und aller Rhein-
anliegerstaaten möglich. Die Bundesregierung be-
müht sich seit Jahren um eine von allen getragene 
internationale Regelung. Nach dem erfolgreichen 
Abschluß der eben genannten Umweltministerkon-
ferenz ist jetzt der Weg frei für die seit langem 
geplante dritte Ministerkonferenz der Rheinanlie-
gerstaaten, die im Frühjahr dieses Jahres in Paris 
stattfinden soll. Auf dieser Konferenz werden nicht 
nur die Konsequenzen aus der angeführten EG-Ent-
scheidung für ein vorgesehenes Chemieübereinkom-
men zu ziehen sein, sondern die Reduzierung der 
Salzbelastung des Rheins muß ebenso in Angriff 
genommen werden. 

Die Internationale Kommission zum Schutz des 
Rheins hat einen Übereinkommensentwurf mit dem 
Ziel ausgearbeitet, die Salzbelastung zu verringern. 
Der Entwurf sieht hierzu die Aufhaldung von Ab-
raumsalzen der staatlichen Kaligruben im Elsaß vor. 
Von französischer Seite werden gegenwärtig neben 
der Aufhaldung auch andere technische Möglichkei-
ten der schadlosen Unterbringung geprüft. 

Die Bundesregierung ist nach wie vor bereit, sich 
im vereinbarten Umfang an geeigneten Maßnah-
men finanziell zu beteiligen. Eine Einigung unter den 
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Rheinanliegerstaaten ist schon aus Wettbewerbs-
gründen erforderlich, um zu vermeiden, daß die 
deutsche Industrie einseitig belastet und dadurch 
ihre weitere Entwicklung beeinträchtigt und damit 
auch die Schaffung neuer Arbeitsplätze verhindert 
wird. Die Bundesregierung hofft, daß es zu Lösun-
gen kommt, die eine sinnvolle Synthese zwischen 
den Forderungen des Umweltschutzes und der Er-
haltung der Wettbewerbsfähigkeit der deutschen In-
dustrie beinhalten. 

Vizepräsident von Hassel: Eine zweite Zusatzfrage 
der Abgeordnete Dr. Laermann. 

Dr.-Ing. Laermann (FDP) : Herr Staatssekretär, darf 
ich fragen, welche Maßnahmen insgesamt — außer 
der Salzaufhaldung im Elsaß — vorgesehen sind, um 
den Salzgehalt des Rheins zu verringern. Inwieweit 
ist dies im ökonomischen Interesse der deutschen 
chemischen Industrie, die ja gerade in bezug auf die 
Antragsteller in Nordrhein-Westfalen behauptet hat, 
daß Arbeitsplätze in Gefahr gerieten, wenn der Er-
höhung der Salzfracht nicht zugestimmt würde? 
Welche Kosten fielen durch diese Maßnahmen an? 
Wie hoch ist der Anteil der Salzaufhaldung an den 
Gesamtkosten? 

Baum, Parl. Staatssekretär: Das ist eine ganze 
Reihe von Fragen. Ich möchte versuchen, sie im Zu-
sammenhang zu beantworten. 

Die Verringerung der Salzfracht kann nicht Auf-
gabe nur eines Anliegerstaates sein. Die Tatsache, 
daß die französischen Salze in fester Form anfallen, 
also gelagert werden können, ist einer der Gründe, 
die uns veranlaßt haben, uns an den Kosten zu be-
teiligen. Für diese Beteiligung war ein fester Betrag 
vorgesehen. Ich kann Ihnen nicht die Kosten sagen, 
die insgesamt notwendig werden, um die Belastung 
abzubauen. Ich bin aber der Meinung — wie ich 
eben schon sagte —, daß die Last der Salzfrachtver-
ringerung nicht allein von deutscher Seite getragen 
werden kann. 

Vizepräsident von Hassel: Haben Sie noch eine 
Zusatzfrage? — Erledigt. Eine Zusatzfrage der Ab-
geordnete Ey. 

Ey (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, fördert die 
Bundesregierung Technologien, die geeignet sind, 
Metalle und Salze aus den Wasserläufen wieder 
herauszuführen, um einer anderen Verwendung zu-
geführt zu werden? Wenn ja, welche sind das? 

Baum, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die Bun-
desregierung setzt früher an. Sie möchte verhindern, 
daß solche Stoffe überhaupt in die Gewässer ein-
geleitet werden. Zu diesem Zweck hat sie diesem 
Hause zwei Gesetzentwürfe vorgelegt. Der eine Ge-
setzentwurf, nämlich der Entwurf eines Wasserhaus-
haltsgesetzes, wird in dieser Woche abschließend 
beraten; der Entwurf eines Abwasserabgabengeset-
zes wird hoffentlich ebenfalls noch in dieser Legis-
laturperiode verabschiedet werden. Es ist nämlich 
außerordentlich schwierig, Herr Kollege, Stoffe, die 

einmal in ein Gewässer eingeleitet worden sind, 
dort wieder herauszuholen. 

Vizepräsident von Hassel: Eine Zusatzfrage der 
Abgeordnete Dr. Evers. 

Dr. Evers (CDU/CSU) : Haben Sie einmal prüfen 
lassen, Herr Staatssekretär, inwieweit es möglich 
ist, das Verursacherprinzip auf internationaler 
Ebene zur Anwendung zu bringen, nicht in der Form, 
daß wir nun einen Rechtsstreit um die entstehen-
den Kosten führen sollten, aber in dem Sinne, daß 
die Möglichkeit eines derartigen Vorgehens bei den 
Verhandlungen mit den befreundeten Anliegerstaa-
ten zur Geltung gebracht wird? 

Baum, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, das 
Verursacherprinzip liegt grundsätzlich auch den in-
ternationalen Verhandlungen zugrunde. Das ist bei-
spielsweise in einer Umweltkonferenz der OECD 
vor einiger Zeit festgestellt worden. Im internatio-
nalen Verkehr müssen auch andere Faktoren be-
rücksichtigt werden, beispielsweise der Faktor der 
Bedeutung des Rheins als Verkehrsader für die 
Niederlande. 

Vizepräsident von Hassel: Ich rufe die Frage 24 
des Abgeordneten Berger auf: 

Trifft es zu, daß die Bundesregierung zur optischen Einsparung 
von Krankheitsbeihilfen verheiratete Beamte, Richter und Sol-
daten, deren Ehefrauen berufstätig und sozialversichert sind, 
künftig verpflichten will, die ärztliche Behandlung ihrer Kinder 
über die Krankenkasse der Mutter abzuwickeln, und — wenn 
ja — hält die Bundesregierung diese Kostenverlagerung auf die 
soziale Krankenversicherung für sachgerecht, auch wenn der 
Hauptteil des Familienunterhalts durch die Dienstbezüge des 
Vaters bestritten wird und dieser bereit ist, den durch Beihilfe 
nicht gedeckten Kostenanteil selbst bzw. durch seine private 
Krankenversicherung abzudecken? 

Der Fragesteller ist anwesend. Zur Beantwortung, 
bitte, Herr Staatssekretär! 

Baum, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Berger, 
es trifft zu, daß Beihilfeberechtigte, deren Ehegatte 
in der gesetzlichen Krankenversicherung pflichtver-
sichert ist, vom 1. April 1976 an für ihre dort mit-
versicherten Kinder Beihilfen nur noch zu dem nicht 
durch Kassenleistungen gedeckten Teil der beihilfe-
fähigen Aufwendungen erhalten. Für den in der ge-
setzlichen Krankenversicherung pflichtversicherten 
Ehegatten selbst gilt diese Regelung, wie Sie wis-
sen, schon seit jeher, während für mitversicherte 
Kinder bislang bei Nichtinanspruchnahme der Kas-
senleistung Beihilfe aus dem Gesamtbetrag der bei-
hilfefähigen Aufwendungen gewährt wird. 

Die Bundesregierung hält es im Hinblick auf die 
Haushaltssituation, vor allem aber wegen des 
Rechtscharakters der Beihilfe als lediglich ergänzen-
der Fürsorgeleistung des Dienstherrn für richtig, 
die bisherige großzügigere Regelung für diese mit-
versicherten Kinder aufzugeben. Es ist zumutbar 
und sachgerecht, wenn in Übereinstimmung mit dem 
die Beihilfevorschriften schon immer beherrschen-
den Subsidiaritätsgrundsatz zunächst die gesetzlich 
vorgesehenen Leistungen in Anspruch genommen 
werden. Dies gilt insbesondere dann, wenn — was 
häufig der Fall ist — bei Beschäftigung der Ehe- 
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frau im öffentlichen Dienst der öffentliche Arbeit-
geber die Hälfte des Krankenversicherungsbeitrages 
zahlen muß. 

Soweit durch diese Änderung der Beihilfevor-
schriften überhaupt eine Kostenverlagerung auf die 
soziale Krankenversicherung stattfindet — in sehr 
vielen Fällen werden für Kinder nämlich schon bis-
her die aus der Pflichtversicherung der Ehefrau zu-
stehenden Kassenleistungen in Anspruch genom-
men , ist dies sachgerecht, da auf die betreffenden 
Leistungen bisher schon ein Anspruch bestanden 
hat. 

Ergänzend möchte ich bemerken, Herr Kollege, 
daß in den Ländern Bremen, Hessen und Rheinland

-

Pfalz die von Ihnen angesprochene Neuregelung 
schon seit langem gilt. Es kann davon ausgegangen 
werden, daß auch die übrigen Länder, soweit sie 
nicht ohnedies das Beihilferecht des Bundes anwen-
den, entsprechende Regelungen treffen werden. 

Vizepräsident von Hassel: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Berger. 

Berger (CDU/CSU) : Würden Sie mir zugeben, 
Herr Staatssekretär, daß es sich in der Gesamtbe-
trachtung wirklich nur um eine optische Einsparung 
handelt? Denn in Wirklichkeit wird es doch eine 
Verlagerung sein; dadurch wäre ja nichts einzuspa-
ren. 

Baum, Parl. Staatssekretär: Nein. Es ist damit 
auch eine Einsparung verbunden, wenn ich aller-
dings auch sagen muß, Herr Kollege, daß diese nicht 
sehr hoch ist. Aber ich habe eben ausgeführt, daß 
es nicht nur ein Einsparungsmotiv war, sondern daß 
hier auch der Charakter der Beihilfe für die Ent-
scheidung ausschlaggebend war, nämlich der Cha-
rakter der Beihilfe als einer subsidiär en  Lei-
stung. 

Vizepräsident von Hassel: Eine weitere Zusatz-
frage des Abgeordneten Berger. 

Berger (CDU/CSU) : Würden Sie es bei dem Ver-
weis auf die Beihilferegelung des Landes Bremen 
dann nicht auch für angemessen halten, daß einmal 
darauf hingewiesen wird, daß sich dort der Dienst-
herr an den sonst vom Mitarbeiter im öffentlichen 
Dienst allein zu zahlenden Beiträgen beteiligt? 

Baum, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, das 
ändert aber nichts an der grundsätzlichen Haltung, 
die ich hier vertreten habe. Das kann keinen Ein-
fluß haben auf die Entscheidung, die die Bundes-
regierung getroffen hat. 

Vizepräsident von Hassel: Eine Zusatzfrage der 
Frau Abgeordneten Tübler. 

Frau Tübler (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, hal-
ten Sie es eigentlich nach der Neuregelung auch der 
Kindergeldzahlung für zulässig, daß hierdurch die 
berufstätigen krankenversicherungspflichtigen Müt

-

ter und somit auch die Krankenkassen verpflichtet 
werden, die Krankenbetreuung der Kinder wahrzu-
nehmen? 

Baum, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, es han-
delt sich hier um einen gesetzlichen Anspruch, der 
verwirklicht wird, um einen Anspruch, der auch 
bisher schon in sehr vielen Fällen — in den meisten 
Fällen — geltend gemacht worden ist. Das heißt: in 
der Praxis wird sich gar nicht sehr viel ändern. 

Vizepräsident von Hassel: Weitere Zusatzfragen? 
— Ich darf noch einmal in Erinnerung rufen: Der 
Fragesteller hat zwei Zusatzfragen, und jeder an-
dere Kollege kann eine Zusatzfrage — aber nicht 
mehr — bekommen. 

Bitte schön, Herr Abgeordneter Graf Stauffenberg! 

Graf Stauffenberg (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, in welcher Höhe werden den gesetzlichen Ver-
sicherungen durch diese neue Regelung zusätzliche 
Kosten entstehen? 

Baum, Parl. Staatssekretär: Diese Frage kann ich 
nicht präzise beantworten. Es ist aber, Herr Kollege, 
keine sehr große neue Kostenbelastung, weil bisher 
schon von der künftig gesetzlich zwingend vorge-
schriebenen Regelung Gebrauch gemacht wurde. 
Das heißt: in den meisten Fällen wird in der Praxis 
schon heute so verfahren, und die einzelnen haben 
sich dabei sogar besser gestanden, als das bei der 
von Herrn Berger anvisierten Regelung der Fall 
wäre. 

Vizepräsident von Hassel: Ich rufe Frage 25 des 
Herrn Abgeordneten Ey auf: 

Entsprechen Pressemeldungen der Wahrheit, wonach der Bun-
desinnenminister Weisung an die Bundesgrenzschutzeinheiten ge

-

geben haben soll, Tarnnetze für Bundesgrenzschutzfahrzeuge 
entweder zu verkaufen oder aber zu verbrennen? 

Zur Beantwortung Herr Staatssekretär, bitte! 

Baum, Parl. Staatssekretär: Kann ich beide Fra-
gen zusammen beantworten? 

Vizepräsident von Hassel: Bitte schön! Dann rufe 
ich zusätzlich Frage 26 des Abgeordneten Ey auf: 

Wie begründet gegebenenfalls der Bundesinnenminister diese 
Weisung, und in welchem Umfang wurde diese bisher befolgt? 

Baum, Parl. Staatssekretär: Das vorhandene Tarn-
gerät des Bundesgrenzschutzes, das in den Jahren 
1961 bis 1964 beschafft wurde, ist veraltet. Die 
Tarnnetze haben starke Farbenreflexionseigenschaf-
ten, die sich besonders bei Infrarotanstrahlung nach-
teilig auswirken und den Einsatzwert in Frage stel-
len. Außerdem ist mit der Einführung neuer, vor-
wiegend handelsüblicher Kraftfahrzeuge im Bundes-
grenzschutz dieses Tarngerät sowohl vom Gewicht 
als auch vom Raumbedarf her für das Mitführen 
auf diesen Kraftfahrzeugen nicht mehr geeignet. 
Aus den genannten Gründen ist das Tarngerät im 
Sommer 1974 aus der Ausstattung des Bundesgrenz-
schutzes herausgenommen worden. 
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Bemühungen, das ausgesonderte Tarngerät an 

die Bundeswehr oder alliierte Streitkräfte abzuge-
ben, hatten keinen Erfolg. Die Grenzschutzkomman-
dos wurden deshalb aufgefordert, Verwertungsmög-
lichkeiten im eigenen Bereich zu suchen. Bisher ist 
von dem Tarngerät weder etwas verkauft noch 
anderweitig verwendet worden. Das Bundesinnen-
ministerium hat sich eine Entscheidung darüber vor-
behalten. 

Vizepräsident von Hassel: Eine Zusatzfrage des 
Abgeordneten Ey. 

Ey (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ist die Ein-
führung eines neuen und besseren Tarngerätes an 
Stelle des auszuscheidenden Tarngeräts vorgese-
hen? 

Baum, Parl. Staatssekretär: Auch eine solche Ent-
scheidung muß noch getroffen werden, Herr Kol-
lege. Ich möchte nicht ausschließen, daß eine solche 
Entscheidung notwendig ist. Aber ich kann mich 
jetzt dazu noch nicht endgültig äußern. Es ist also 
nicht so, daß das Tarngerät ersatzlos abgeschafft 
wird. 

Vizepräsident von Hassel: Eine zweite Zusatzfrage. 

Ey (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, geht die Bun-
desregierung davon aus, daß die Schwellenfunktion 
des Bundesgrenzschutzes im Falle eines Grenzkon-
flikts auf jeden Fall beibehalten wird? 

Baum, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich habe 
im Rahmen dieser Fragestunde zwei Fragen, bei 
denen ich auf die Funktion des Bundesgrenzschutzes 
ausführlich eingehen werde. Wenn Sie gestatten, 
werde ich die Frage dann beantworten. 

Vizepräsident von Hassel: Herr Kollege Ey, darf 
ich darauf aufmerksam machen, daß diese Zusatz-
frage nichts zu tun hat mit den beiden von Ihnen 
gestellten Fragen. Die beiden Fragen gehen in Rich-
tung auf die Tarnnetze des Bundesgrenzschutzes und 
nicht auf seine Aufgaben. 

Eine Zusatzfrage, die sich auf die beiden Fragen 
bezieht? — Bitte schön, Herr Kollege! 

Ey (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, sind im Zu-
sammenhang mit der Weigerung, diese Weisung zu 
befolgen — davon war in der Presse die Rede —, 
Disziplinarmaßnahmen eingeleitet worden? 

Baum, Parl. Staatssekretär: Nein, soweit mir be-
kannt ist, nicht, Herr Kollege. 

Vizepräsident von Hassel: Eine Zusatzfrage des 
Abgeordneten Gerster. 

Gerster (Mainz) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
wenn Sie hier ausführen und betonen, daß die Tarn-
geräte nicht ersatzlos wegfallen werden, kann ich 
Sie dann so verstehen, daß sich die Entscheidung 

der Bundesregierung nur noch darauf erstreckt, 
welche neuen Tarngeräte angeschafft werden? 

Baum, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, es geht 
um die Frage welche Tarngeräte und in welchem 
Umfang sie angeschafft werden sollen. Diese Frage 
muß geprüft werden. Jedenfalls ist es nicht so, daß 
eine Entscheidung getroffen wurde, daß kein Ersatz 
angeschafft werden wird. Es wird davon abhängen, 
ob Tarngerät der benötigten Art zur Verfügung 
steht. 

Vizepräsident von Hassel: Ich rufe die Frage 27 
des Abgeordneten Vogel (Ennepetal) auf: 

Treffen Pressemeldungen zu, daß sich der Vorsitzende der 
Vereinigung Demokratischer Juristen brieflich an den Bundes-
innenminister gewandt hat mit dem Verlangen, „den schweben-
den Vorwurf der Verfassungsfeindlichkeit (scil. der VDJ) zu 
überprüfen"? 

Bitte, zur Beantwortung, Herr Staatssekretär! 

Baum, Parl. Staatssekretär: Der erste Vorsitzende 
der Vereinigung Demokratischer Juristen in der 
Bundesrepublik Deutschland (VDJ), Professor Dr. 
Gerhard Stuby, hat sich in einem Schreiben vom 
26. Mai 1975 an den Bundesminister des Innern 
mit der Aufforderung gewandt, die Erwähnung der 
VDJ im Verfassungsschutzbericht zu überprüfen. 
Insofern treffen also die Pressemeldungen zu, Herr 
Kollege. 

Vizepräsident von Hassel: Eine Zusatzfrage des 
Abgeordneten Vogel. 

Vogel (Ennepetal) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, können Sie bestätigen, daß der Bundesinnen-
minister gegenüber einer zuständigen Landesbe-
hörde berichtet hat, daß die VDJ nach den Feststel-
lungen des Bundesministers des Innern eine von 
linksradikalen Gruppierungen, insbesondere von 
der DKP, gegründete und maßgeblich beeinflußte 
kommunistische Hilfsorganisation ist, die nicht auf 
dem Boden der freiheitlichen demokratischen Grund-
ordnung im Sinne des Grundgesetzes steht? 

Baum, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich kann 
das Zitat jetzt nicht in allen Einzelheiten nachprüfen. 
Aber es ist in diesem Sinne an die bayerische 
Staatsregierung vom Bundesinnenministerium ge-
schrieben worden. Auf diesen Komplex gehe ich 
gleich im Zusammenhang mit Ihrer zweiten Frage 
ein. 

Vizepräsident von Hassel: Können wir das dann 
im Zusammenhang behandeln? 

(Vogel [Ennepetal] [CDU/CSU] : Wenn ich 
dann noch eine Zusatzfrage in Reserve 

habe!) 

— Sie haben zwei Fragen gestellt und haben vier 
Zusatzfragen. 

Ich rufe die Frage 28 des Abgeordneten Vogel 
(Ennepetal) auf: 

Entspricht gegebenenfalls die Antwort des Bundesinnenmini-
sters dem von ihm an die Bayerische Staatsregierung gegebenen 
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Vizepräsident von Hassel 
Bericht, der die VDJ als „kommunistische Hilfsorganisation" cha-
rakterisiert, oder seiner im Bundesrat und in Interviews abge-
gebenen gegenteiligen Bewertung, der Organisation, der „auch 
Kommunisten angehören", dürfe nicht verfassungsfeindliche Ziel-
setzung vorgeworfen werden? 

Bitte schön, zur Beantwortung! 

Baum, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die Ant-
wort, die Bundesinnenminister Professor Dr. Mai-
hofer auf das Schreiben von Professor Stuby erteilt 
hat, entspricht inhaltlich der Auskunft, die dem 
bayerischen Staatsministerium der Justiz vom Bun-
desinnenministerium gegeben worden ist. Bundes-
innenminister Maihofer hat gegenüber Professor 
Stuby festgestellt, daß keinerlei Anlaß besteht, an 
den Feststellungen über die VDJ in den Verfas-
sungsschutzberichten 1973 und 1974 irgendwelche 
Korrekturen vorzunehmen. Diese Feststellungen 
nehmen insbesondere auf die Zugehörigkeit von 
Kommunisten zum Bundesvorstand der VDJ Bezug. 
Sie stehen im Einklang mit dem, was der Bundes-
innenminister im Bundesrat und in Interviews aus-
geführt hat. Ich darf zitieren, was Bundesinnenmi-
nister Maihofer am 28. November vergangenen Jah-
res im Bundesrat erklärt hat. Er sagte wörtlich: 

Aus der Tatsache nämlich, daß einer bestimm-
ten Vereinigung wie etwa SHB oder VDJ auch 
Kommunisten angehören, kann nicht in jedem 
Fall gefolgert werden, daß die gesamte Orga-
nisation verfassungsfeindliche Ziele verfolge 
oder -- und das ist noch viel wichtiger — daß 
alle Mitglieder der Vereinigung nicht die Ge-
währ der Verfassungstreue bieten. 

An dieser Äußerung hält der Bundesinnenmini-
ster fest. Sie enthält keine neue Bewertung der 
VDJ, sondern macht unter beispielhafter Erwähnung 
von SHB und VDJ darauf aufmerksam, daß bei der 
Bewertung von Organisationen nicht in jedem Fall 
aus der Mitgliedschaft von Kommunisten, auch wenn 
sie maßgeblich mitwirken, auf die Verfassungsfeind-
lichkeit der Organisation in all ihren Teilen ge-
schlossen werden kann, sondern daß differenziert 
werden muß. 

Es gibt, Herr Kollege, Organisationen, deren An-
gehörige sich durch die Mitgliedschaft eindeutig 
und für jeden erkennbar mit der DKP identifizieren. 
Dazu gehört z. B. der MSB Spartakus. Es gibt an-
dere Organisationen, die zwar von der DKP ge-
gründet wurden und deren Zielen dienen sollen, 
denen aber auch Mitglieder angehören, die sich mit 
der kommunistischen Zielsetzung nicht identifizie-
ren, die vielmehr sogar demokratischen Parteien 
und Organisationen angehören. Zu dieser Kategorie 
rechnet der Bundesinnenminister die VDJ. 

Aus diesen differenzierten Betrachtungen der 
Organisationen folgt — das ist für die in der Öf-
fentlichkeit geführte Diskussion besonders wichtig  — 
die  Notwendigkeit auch einer differenzierenden 
Bewertung der Mitglieder dieser Organisationen bei 
der Einzelprüfung ihrer Bewerbung um Einstellung 
im öffentlichen Dienst. 

Vizepräsident von Hassel: Zu einer Zusatzfrage 
Herr Abgeordneter Vogel. 

Vogel (Ennepetal) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, würden Sie mir zustimmen, wenn ich aus der 
dem Freistaat Bayern mitgeteilten Auffassung des 
Bundesinnenministers, daß es sich bei der VDJ um 
eine von der DKP gegründete und maßgeblich be-
einflußte kommunistische Hilfsorganisation handle, 
die nicht auf dem Boden der freiheitlich-demokra-
tischen Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes 
stehe, folgere, daß nach Auffassung des Bundes-
innenministeriums diese Organisation eine solche 
mit verfassungsfeindlicher Zielsetzung ist? 

Baum, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Vogel, 
ich würde mit dieser Bezeichnung vorsichtig sein. 
Man muß es doch differenzierter betrachten. Es 
würde beinahe den Rahmen einer Fragestunde 
sprengen, 'das zu tun. Ich kann Ihnen nur sagen und 
im Einklang mit der von Ihnen zitierten Mitteilung 
an die bayerische Staatsregierung feststellen, daß 
maßgebliche Kräfte in dieser Organisation verfas-
sungsfeindliche Ziele vertreten. 

Vizepräsident von Hassel: Zu einer weiteren Zu-
satzfrage Herr Abgeordneter Vogel. 

Vogel (Ennepetal) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, können Sie mir denn sagen, in welchen denk-
baren Fällen es sich bei einer Organisation, die 
maßgeblich kommunistisch beeinflußt ist und nicht 
auf dem Boden der freiheitlich-demokratischen 
Grundordnung steht, nicht um eine verfassungs-
feindliche Organisation oder, um es genauer zu sa-
gen, eine Organisation mit verfassungsfeindlicher 
Zielsetzung handelt? 

Baum, Parl. Staatssekretär: Erstens ist es so, Herr 
Kollege, daß Sie, was ,die Mitglieder dieser Organi-
sationen angeht, differenzieren müssen. Es ist ein 
Unterschied, ob man Mitglied in der DKP ist oder 
Mitglied in einer Organisation wie dieser, ohne 
Mitglied der DKP zu sein oder gar wenn man Mit-
glied einer anderen, nämlich einer demokratischen 
Partei ist. Es gibt durchaus die Möglichkeit — dar-
auf hat der Bundesinnenminister abgestellt —, daß 
die Organisation nicht in all ihren Teilen, also nicht 
in ihrer Gesamtheit, verfassungsfeindliche Zielset-
zungen verfolgt. 

Vizepräsident von Hassel: Zu einer vierten Zusatz-
frage Herr Abgeordneter Vogel. 

Vogel (Ennepetal) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, würden Sie mir zustimmen, daß man auf diese 
Art und Weise, wie Sie hier Differenzierungen vor-
zunehmen versuchen, im Grunde genommen alle 
Klarheiten wegdifferenzieren kann und daß sich 
daraus der diametrale Gegensatz zwischen der Stel-
lungnahme gegenüber dem bayerischen Staatsmini-
ster der Justiz 

(Zuruf des Abg. Pensky [SPD]) 

und der inhaltlich völlig anderen Stellungnahme des 
Bundesministers des Innern vor dem Bundesrat er-
klärt? 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 211. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 14. Januar 1976 	14589 

Baum, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich ver-
suche, mir besondere Klarheit zu verschaffen. Ich 
glaube, ich mache es mir nicht so einfach wie Sie, 
indem ich hier Pauschalurteile treffe oder irgend-
welche Etiketten verwende. 

(Vogel [Ennepetal] [CDU/CSU] : Ich habe 
mich auf amtliche Äußerungen bezogen!) 

Ich stelle ausdrücklich fest, daß die Mitteilung des 
Bundesinnenministers an die bayerische Staats-
regierung im Einklang mit allen anderen Äußerun-
gen steht, rdie er gemacht hat. 

Vizepräsident von Hassel: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Jäger (Wangen). 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
wenn Sie schon so genau differenzieren: Teilen Sie 
meine Auffassung, daß gerade solche Organisatio-
nen wie die VDJ, der außer Kommunisten auch noch 
Mitglieder demokratischer Parteien als trojanische 
Esel angehören, in die gefährlichere Kategorie ein-
zusortieren sind, weil gerade jene Mitglieder demo-
kratischer Parteien, die Mitglied der VDJ werden, 
nach außen den Eindruck erwecken, als handle es 
sich bei der VDJ um eine nicht so radikale Gruppe 
wie etwa eine Gruppe, von der jeder weiß, daß sie 
nur aus Kommunisten besteht? 

Baum, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, es hängt 
ja nun von uns ab, wie wir das bewerten. Ich habe 
durchaus den Eindruck, daß Sie diese Organisation 
— jedenfalls was ihre mögliche Gefährlichkeit an-
geht — richtig bewerten. Daß wir uns aber dadurch 
schrecken lassen, daß sich möglicherweise einige 
Leute täuschen lassen könnten, halte ich nicht für 
richtig. Wir haben, glaube ich, auf dem Boden 
unserer Verfassung sehr vorsichtig zu operieren, 
bevor wir pauschale Urteile fällen und Organisa-
tionen oder Einzelpersonen in die Nähe der Ver-
fassungsfeindlichkeit bringen. 

Vizepräsident von Hassel: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Dr. Müller (München). 

Dr. Müller (München) (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, um keine Pauschalurteile abzugeben: Zäh-
len Sie zu den maßgeblichen Kräften, die nicht auf 
dem Boden unserer Verfassung stehen, auch den 
Vorsitzenden dieser Vereinigung, den Bremer Pro-
fessor Gerhard Stuby, der der SPD angehört und 
der z. B. den 17. Juni als einen konterrevolutionären 
Putsch der Bourgeoisie bezeichnete und auf einer 
Konferenz in Rostock in der DDR die Intervention 
der sozialistischen Staaten in der Bundesrepublik 
forderte? 

Baum, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, der 
Deutsche Bundestag ist, wie ich glaube, nicht der 
Ort, um Einzelfallprüfungen auf Verfassungstreue 
einzelner Bürger vorzunehmen. Das gilt auch für 
Ihre Frage bezüglich Herrn Professor Stuby. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Vizepräsident von Hassel: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Wehner. 

Wehner (SPD) : Herr Parlamentarischer Staats-
sekretär, deute ich Ihre Antworten richtig, wenn 
ich annehme, daß Sie das Problem, das hier zur Er-
örterung steht, jedenfalls nicht in der Form lösbar 
halten, daß man gewissermaßen eine Liste von ge-
nehmen und eine Liste von unangenehmen oder 
überhaupt nur eine Liste von genehmen Organisa-
tionen und Vereinigungen aufstellt und dann sagt: 
Alle anderen, die in dieser Liste nicht enthalten 
sind, sind verfassungsfeindlich oder unsicher? 

(Vogel [Ennepetal] [CDU/CSU] : Überhaupt 
kein Sachzusammenhang!) 

Baum, Parl. Staatssekretär: Ich bin der Meinung, 
daß eine solche Auflistung geradezu unmöglich ist 
und mit dem Rechtsstaatsprinzip nicht vereinbar 
wäre. Ich habe klarzumachen versucht, daß es ver-
schiedene Typen von Organisationen gibt. Es wird 
beispielsweise Aufgabe des nächsten Verfassungs-
schutzberichts sein, diese Typen etwas präziser als 
bisher zu unterscheiden. Das enthebt uns aber nicht 
der Notwendigkeit, über jede einzelne Organisation 
und auch möglicherweise über jede ihrer etwaigen 
regionalen Teilgliederungen ein Urteil abzugeben, 
ganz abgesehen von dem Urteil, das wir dann über 
jede einzelne Person abgeben müssen. 

Vizepräsident von Hassel: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Graf Stauffenberg. 

Graf Stauffenberg (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, ist Ihrer letzten Antwort, die Sie dem Herrn 
Kollegen Vogel gegeben haben, zu entnehmen, daß 
Sie nur solche Organisationen in ihrer Gesamtheit 
als verfassungswidrig ansehen, die in allen Teilen 
verfassungswidrig sind? 

Baum, Parl. Staatssekretär: Ich habe eben deutlich 
zu machen versucht, daß es Organisationen unter-
schiedlicher Art gibt. Es handelt sich hier um eine 
Organisation, in der Nichtkommunisten mitwirken. 
Wie man das politisch bewertet, Herr Kollege, ist 
eine ganz andere Frage. Wir haben es hier mit einer 
verfassungspolitischen Bewertung zu tun. Hier sind 
wir als Demokraten zu äußerster Sensibilität ver-
pflichtet. Ich bin dagegen, daß man im Falle solcher 
Organisationen pauschale Urteile fällt und es sich 
so einfach macht, eine Liste zu erstellen und dann 
einfach abzuhaken. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Vizepräsident von Hassel: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Dr. Müller (München). 

Dr. Müller (München) (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, würden Sie den Minister des Innern in 
dieser Frage angesichts des Umstandes für unbe-
fangen erachten, daß der Verlag Pahl-Rugenstein, 
der die Veröffentlichungen der VDJ herausbringt, in 
seiner Zeitschrift „Blätter für deutsche und inter- 
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Dr. Müller (München) 
nationale Politik" auf dem Umschlag einen Mit-
arbeiter Werner Maihofer aufführt, der mit dem 
Bundesminister des Innern identisch ist? 

(Wehner [SPD] : Das ist unerhört!) 

Baum, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
glaube nicht, daß die Unbefangenheit des Bundes-
innenministers, zu der ich sonst nicht Stellung neh-
men möchte — das ist nicht meine Aufgabe —, 
durch eine solche Erwähnung beeinträchtigt wird. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident von Hassel: Eine Zusatzfrage des 
Abgeordneten Gerster. 

Gerster (Mainz) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
würden Sie mir in der generellen Beurteilung der 
VDJ zustimmen — daß sie nämlich offenbar ver-
fassungsfeindliche Ziele verfolgt —, wenn der Vor-
sitzende — ich darf mit Genehmigung des Präsiden-
ten zitieren — ausführt: 

Das von Max Reimann im Parlamentarischen 
Rat vorausgesagte Schicksal des Grundgesetzes, 
nämlich durch den ständigen Durchbruchsver-
such des Gesetzgebers selbst im Verlauf seiner 
volksfeindlichen Politik der demokratischen 
Substanz entleert zu werden, hat sich in den 
vergangenen 24 Jahren in der ganzen oder teil-
weisen Aufhebung von 65 Artikeln und der Ein-
fügung von 33 neuen Artikeln allein bis 1969 
und dem seither anhaltenden Trend mehr als 
bestätigt. 

(Dr. Müller [München] [CDU/CSU] : Das ist 
kein DKP-Mann, das ist ein SPD-Mann! — 
Vogel  [Ennepetal] : Das sagt ein Mitglied 

der SPD!) 

Baum, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, wir kön-
nen schlecht in eine Überprüfung von Einzeläuße-
rungen von Mitgliedern, auch des Vorsitzenden, 
dieser Organisation eintreten. Ich habe dazu selbst-
verständlich meine Meinung. 

(Vogel [Ennepetal] [CDU/CSU] : Die haben 
wir gehört!) 

Aber ich habe Ihnen klipp und klar gesagt, wie 
eine solche Organisation und mit welchen Kriterien 
sie zu bewerten ist. Davon habe ich nichts zurück-
zunehmen. Wenn Sie mich im einzelnen fragten, 
wie ich dieses Zitat bewerte, wäre das eine andere 
Sache. Aber das ist nicht meine Aufgabe. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Vogel 
[Ennepetal] [CDU/CSU] : Ein Eiertanz wird 

hier vorgeführt!) 

Vizepräsident von Hassel: Zu einer letzten Zusatz-
frage der Abgeordnete Lagershausen. 

Lagershausen (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
hält es die Bundesregierung für möglich, daß die 
VDJ eine Hilfsorganisation der DKP ist? 

Baum, Parl. Staatssekretär: Ja, das ist hier aus-
geführt worden. Das ist Inhalt der Äußerung, die 
wir gegenüber dem bayerischen Staatsministerium 
gemacht haben. Die Organisation ist zweimal, näm-
lich 1973 und 1974, in den Verfassungsschutzberich-
ten in dieser Richtung erwähnt worden. Ich darf auf 
diese Berichte verweisen. Davon haben wir nichts 
zurückzunehmen. 

Vizepräsident von Kassa:: Die Fragen 29 und 30 
des Abgeordneten Wende werden auf Wunsch des 
Fragestellers schriftlich beantwortet. Die Antworten 
werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 31 des Abgeordneten Dr. Mer-
tes (Gerolstein) auf. — Der Fragesteller ist nicht 
anwesend. Die Frage wird schriftlich beantwortet. 
Ebenfalls die Frage 32 des Abgeordneten Dr. Mer-
tes (Gerolstein). Die Antworten werden als Anla-
gen abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 33 des Abgeordneten Gerster 
(Mainz) auf: 

Hält es die Bundesregierung mit rechtsstaatlichen Grundsätzen 
für vereinbar, wenn sie den Widerrufsbeamten im Bundesgrenz-
schutz im Hinblick auf die zunächst zum 1. Januar 1976 ge-
plante Kürzung der Dienstzeitprämien und Übergangsbeihilfen 
empfohlen hat, Dienstzeitverlängerungen bis zum 31. Oktober 
1975 zu beantragen, um den geplanten Kürzungsmaßnahmen zu 
entgehen und wenn sie dann mit Bezugserlaß vom 26. Novem-
ber 1975 erklärt, daß die Kürzung der Übergangsbeihilfe gemäß 
§ 12 SVG nicht erst ah 1. Januar 1976, sondern bereits für 
Dienstzeitverlängerungen seit dem 10. September 1975, also 
rückwirkend gilt, und teilt sie meine Auffassung, daß sie da-
durch Widerrufsbeamte zur Dienstzeitverlängerung unter in Aus-
sichtstellung von ca. 10 000 DM Übergangsbeihilfe veranlaßt hat, 
die nun nachträglich in Fortfall kommen soll? 

Zur Beantwortung, bitte, Herr Staatssekretär! 

Baum, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, mit Er-
laß vom 10. Oktober 1975 sind die Polizeivollzugs-
beamten im BGS darauf hingewiesen worden, daß 
der Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der 
Haushaltsstruktur eine nicht unerhebliche Kürzung 
der Dienstzeitprämien und Übergangsbeihilfen vor-
sieht. Dieser Hinweis sollte den Polizeivollzugsbe-
amten, die an einer Verlängerung ihrer Dienstzeit 
interessiert waren, Gelegenheit geben, einen An-
trag auf Verlängerung ihrer Dienstzeit noch so recht-
zeitig zu stellen, daß sie Dienstzeitprämie und Über

-

gangsbeihilfe in der bisherigen Höhe erhielten. 

In dem Erlaß war nicht beachtet worden, daß nur 
die Dienstzeitprämie mit dem Zeitpunkt des Inkraft-
tretens des Haushaltsstrukturgesetzes am 1. Januar 
1976 gekürzt wird, für die Herabsetzung der Über-
gangsbeihilfe jedoch bereits der 10. September 1975, 
der Tag der Kabinettsentscheidung über den Ent-
wurf des Gesetzes, als Stichtag gilt. Nachdem dieser 
Irrtum erkannt worden war, wurde durch Erlaß vom 
26. November 1975 angeordnet, alle Polizeivollzugs-
beamten im BGS, deren Dienstzeitverlängerung in 
der Zeit nach dem 10. September 1975 und vor dem 
1. Januar 1976 erfolgt oder in Aussicht genommen 
war, auf diese Rechtslage hinzuweisen. Den betrof-
fenen Beamten wurde dabei anheimgestellt, an der 
Dienstzeitverlängerung gleichwohl festzuhalten oder 
aber ihren Antrag ohne Rechtsnachteile zurückzu-
nehmen. 

Herr Kollege, es handelt sich also schlicht um 
einen Irrtum. 
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Vizepräsident von Hassel: Eine Zusatzfrage des 
Abgeordneten Gerster. 

Gerster (Mainz) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
Sie haben meine Frage nicht beantwortet, ob Sie 
dieses Verhalten für mit rechtsstaatlichen Grund-
sätzen vereinbar halten. Deshalb darf ich noch ein- 
mal meine Frage konkretisieren: Hält es die Bun-
desregierung für etwa mit dem allgemeinen Rechts-
grundsatz von Treu und Glauben vereinbar, wenn 
sie Widerrufsbeamte zunächst ermuntert, ihre 
Dienstzeit unter Inaussichtstellung eines Übergangs-
geldes zu verlängern, und nachher, wenn die An-
träge auf Verlängerung gestellt sind, eben diese 
Inaussichtstellung, zumindest zur Hälfte, zurück-
nimmt? 

Baum, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, der 
Rechtsstaat schließt nicht aus, daß auch eine Be-
hörde einmal einen Irrtum begeht. Das ist hier pas-
siert. Dann kommt es eben darauf an, daß keinem 
der Betroffenen ein Nachteil entsteht. Mögliche 
Nachteile sind ausgeräumt worden. Deshalb, meine 
ich, ist rechtsstaatlichen Grundsätzen Genüge getan. 

Vizepräsident von Hassel: Eine zweite Zusatzfrage 
des Abgeordneten Gerster. 

Gerster (Mainz) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
entspricht es nicht allgemeinen Verwaltungsgrund-
sätzen, daß eine einmal in Aussicht gestellte Lei-
stung des Staates, wenn sie eine gewisse Folgerung 
zeitigt — etwa die Antragstellung —, auch erbracht 
werden muß und daß vor allen Dingen Beamte auf 
Grund eines Irrtums einer Behörde keine Nachteile 
erleiden dürfen, die in diesen Fällen sehr wohl ent-
stehen? 

Baum, Parl. Staatssekretär: Ich glaube nicht, Herr 
Kollege, daß man hier von Nachteilen sprechen 
kann. Der Schaden ist so schnell repariert worden, 
daß der einzelne meines Erachtens keine spürbaren 
Nachteile hat hinnehmen müssen. Wir können an 
der Rechtslage nichts ändern. Die Rechtslage, die 
von diesem Hause geschaffen worden ist, muß be-
achtet werden. 

Vizepräsident von Hassel: Ich rufe die Frage 34 
des Abgeordneten Gerster auf: 

Sicht die Bundesregierung ebenfalls einen Widerspruch zwi-
schen der Aussage des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. 
Schmude in der Fragestunde vom 10. Dezember 1975, daß die 
neue Ausbildungskonzeption für den Bundesgrenzschutz mit der 
Umwandlung von Einsatzabteilungen in Ausbildungsabteilungen 
keine Schwächung der Einsatzreserve im Grenzbereich bedeuten 
werde, und den Feststellungen von Ausbildungsreferenten im 
Bundesinnenministerium auf einer Tagung in Kassel-Fuldatal 
vom 5. bis 7. Mai 1975, daß die neue Ausbildungskonzeption 
die Einsatzkraft des Bundesgrenzschutzes in der Anfangsphase 
schwächen wird, daß von 23 Einsatzabteilungen nur noch 10 zur 
Verfügung stehen werden, die dann, wenn die Beamten wie ge-
plant im zweiten Jahre ihrer Ausbildung nicht mehr für ausbil-
dungsbegleitende Einsätze zur Verfügung stehen werden, sogar 
auf ganze vier Einsatzabteilungen reduziert werden, daß dem 
zufolge die Übernahme des geplanten Ausbildungsablaufes auf 
die Polizei des Bundes zu einer Sicherheitslücke in der Bundes-
regierung führt, die von niemandem verantwortet werden kann? 

Bitte, zur Beantwortung, Herr Staatssekretär! 

Baum, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, Ihre 
Frage gibt mir erneut Veranlassung, mich gegen die 
in letzter Zeit offenbar mit System betriebene Kam-
pagne gegen die von der Bundesregierung verfolgte 
Konzeption zu wenden, durch die der Bundesgrenz-
schutz im Sinne des einstimmig gefaßten Beschlusses 
des Deutschen Bundestages und des von allen Innen-
ministern getragenen gemeinsamen Sicherheitskon-
zepts polizeilich weiterentwickelt werden soll. 

Ich stelle erneut fest: Bereits heute ist der Bundes-
grenzschutz sowohl nach seiner Qualität als auch 
nach seiner zahlenmäßigen Stärke besser als jemals 
zuvor in der Lage, seine Aufgaben, insbesondere 
auch seine Aufgabe der Grenzüberwachung und 
Grenzsicherung, zu erfüllen. 

Ich hätte eben dem Herrn Kollegen Mertes, der 
nicht anwesend ist, folgende Zahlen genannt — 
ich möchte das hier einfügen —: Die Bundesregie-
rung hat erreicht, daß der Bundesgrenzschutz heute 
qualitativ und quantitativ so stark ist wie nie zu-
vor. Seine Ist-Stärke hat mit mehr als 21 000 Mann 
einen Höchststand erreicht. Ihr standen beispiels-
weise im Jahre 1968 nur 15 630 Beamte gegenüber. 
Selbst unter Berücksichtigung der rund 3 000 Be-
amten im Raum Bonn stehen also mehr Kräfte an 
der Grenze zur DDR als je zuvor. 

Ihre Frage, Herr Kollege, bezieht sich auf ein in-
ternes Papier über Darlegungen des Ausbildungs-
referenten des BGS bei einer Kommandeurstagung 
im Frühjahr des vergangenen Jahres. Ich will hier 
nicht die Frage stellen, auf welche Weise Sie in 
den Besitz einer solchen internen Unterlage ge-
kommen sind, sondern ich möchte nur darauf hin-
weisen, daß das Operieren mit solchen Unterlagen 
seine Tücken haben kann. Sie haben nämlich ganz 
übersehen, daß sich die Ausführungen des Referen-
ten, auf die Sie sich bei dem Zahlenspiel über die 
Reduzierung der Zahl der Einsatzabteilungen von 
23 auf 4 beziehen, überzogene Vorstellungen über 
eine Ausbildungskonzeption ad absurdum führen 
sollten, die den absoluten Vorrang der Ausbildung 
vor der Einsatzfähigkeit zum Inhalt haben. Nie-
mand im Bundesgrenzschutz und im Bundesinnen-
ministerium hat jemals ernstlich eine derartige 
Konzeption als praktisch diskutabel betrachtet. 
Dementsprechend ist auch das tatsächliche Bild der 
Einsatzbereitschaft des Bundesgrenzschutzes bei der 
Durchführung der neuen Ausbildungskonzeption 
ein Kontrastprogramm zu dem von Ihnen befürch-
teten Schreckensbild. 

Ich stelle daher richtig: Es kann bereits jetzt 
festgestellt werden, daß der Einsatzwert der Ver-
bände des BGS seit vielen Jahren nicht so hoch 
war wie heute. Auch die jüngste Personalentwick-
lung im BGS hat dazu beigetragen, einen deutlich 
wirkenden Gesundungsprozeß einzuleiten, der zu 
einer erfreulichen Stärkung seiner Einheiten und Ver-
bände geführt hat. Nach Abschluß der ausbildungs-
organisatorischen Maßnahmen — Umwandlung von 
vier Abteilungen für die Ausbildung des ersten 
Dienstjahres — werden im Grenzraum 19 Einsatz-
abteilungen stehen, die die Aufgabe des Grenz-
schutzes wahrnehmen, für den geschlossenen Ein-
satz ausgebildet werden und für die Einsätze im 
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Parl. Staatssekretär Baum 
Innern verfügbar sind. Selbstverständlich, Herr 
Kollege, werden auch die Ausbildungsabteilungen, 
die gleichfalls grenznah stationiert sind, als Ein-
greifreserve zur Verfügung stehen, wenn es die 
Sicherheit erfordert. 

Vizepräsident von Hassel: Eine Zusatzfrage des 
Abgeordneten Gerster. 

Gerster (Mainz) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
da Sie mir vorwerfen, ich würde ein Schreckensbild 
entwerfen, 

(Pensky [SPD] : Noch mehr!) 

möchte ich Sie fragen: Ist Ihnen denn bekannt, daß 
zum Beispiel im Standort Coburg — das ist ein Bei-
spiel von vielen — nach der neuen Ausbildungs-
konzeption ab 1. Januar dieses Jahres statt zweier 
Einsatzabteilungen nur noch eine Einsatzabteilung 
zur Verfügung steht, daß das im gesamten Grenz-
bereich ähnlich aussieht und daß zumindest das, 
was an Einsatzabteilungen in Coburg und an an-
deren Orten weggenommen wurde, an keiner an-
deren Stelle hinzukommt? 

Baum, Parl. Staatssekretär: Ich habe eben ver-
sucht, und zwar sehr ausführlich, Ihnen darzulegen, 
daß die Einsatzbereitschaft nicht gelitten hat, son-
dern daß sie so hoch ist wie nie zuvor. Sie können 
das unmöglich an der Zahl der Einsatzabteilungen 
oder an einzelnen Beispielen jetzt hier zu bestreiten 
versuchen. Wir müßten in eine Diskussion eintreten 
über die gesamte Stärke und die gesamte Struktur 
des Grenzschutzes an der gesamten Grenze zur DDR 
und zur CSSR. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident von Hassel: Eine zweite Zusatzfrage. 

Gerster (Mainz) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
nachdem Sie festgestellt haben, daß bereits im ersten 
Ausbildungsjahr die Zahl der Einsatzabteilungen 
von 23 auf 19 reduziert werden muß, möchte ich Sie 
fragen: Hätten Sie die Freundlichkeit, dem Hohen 
Hause und der Öffentlichkeit mitzuteilen, wie viele 
Einsatzabteilungen nach dem zweiten Jahr, nach 
dem dritten Jahr und nach dreieinhalb Jahren noch 

bestehen werden, angesichts der Tatsache, daß der 
volle Einsatz der BGS-Beamten nach ihrer neuen 
Konzeption eben erst nach dreieinhalb Jahren mög-
lich sein wird? 

Baum, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich will 
Ihnen diese Zahlen, die die Entwicklung der näch-
sten Jahre betreffen, gern im einzelnen geben. Aber 
ich kann mich nicht ganz des Eindrucks erwehren, 
daß Sie die neue Ausbildungskonzeption des BGS in 
Frage stellen. 

Vizepräsident von Hassel: Ich lasse noch eine Zu-
satzfrage des Abgeordneten Pensky zu. 

Pensky (SPD) : Herr Staatssekretär, können Sie 
mir bestätigen, daß gemäß einer Absprache im 
Innenausschuß des Deutschen Bundestages — dem 
auch der Kollege Gerster angehört — über diesen 
Punkt, der hier angesprochen worden ist, eine ein-
gehende Aussprache erfolgen soll, und zwar nach 
dem Bericht über die Fortentwicklung des Bundes-
grenzschutzes — einem Punkt, der ja noch auf der 
Tagesordnung dieses Hauses steht? 

Baum, Parl. Staatssekretär: Das kann ich bestäti-
gen, Herr Kollege. Auch kann ich bestätigen, daß 
diese Fragen im Innenausschuß und auch sonst 
immer sehr ausführlich beraten worden sind und 
daß die Grundentscheidungen, aber auch Einzelent-
scheidungen im Konsens mit allen Parteien — ich 
erwähnte soeben die Innenminister der Länder — 
getroffen worden sind. 

Vizepräsident von Hassel: Wir sind am Ende Ihres 
Geschäftsbereichs angelangt. Ich danke Ihnen für 
die Beantwortung. 

Außerdem sind die für die Fragestunde vorge-
sehenen 90 Minuten abgelaufen. Ich schließe die 
Fragestunde des heutigen Tages und damit die heu-
tige Sitzung. 

Ich berufe die nächste Sitzung ein auf morgen, 
Donnerstag, 15. Januar, 9 Uhr. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 14.32 Uhr) 

Berichtigung 

210. Sitzung, Seite 14568* B ist in der Kopfspalte 
der Tabelle statt „SOLL 

1972 
bis 1974 
TDM" zu lesen: „SOLL 

1972 
bis 1975 
TDM". 
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Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) 	entschuldigt bis einschließlich 

Dr. Achenbach * 16. 1. 
Adams * 16. 1. 
Dr. Aigner * 16. 1. 
Dr. Artzinger * 16. 1. 
Bäuerle 14. 1. 
Dr. Bangemann * 16. 1. 
Dr. Barzel 14. 1. 
Dr. Bayerl * 16. 1. 
Behrendt * 16. 1. 
Blank 23. 1. 
Blumenfeld * 16. 1. 
Frau von Bothmer 14. 1. 
Brandt 30. 1. 
Prof. Dr. Burgbacher * 16. 1. 
Dr. Corterier * 16. 1. 
Entrup 16. 1. 
Dr. Eppler 16. 1. 
Fellermaier * 16. 1. 
Flämig * 16. 1. 
Frehsee * 16. 1. 
Dr. Früh * 16. 1. 
Gerlach (Emsland) * 16. 1. 
Härzschel * 16. 1. 
Hussing 30. 1. 
Dr. Jaeger 15. 1. 
Dr. Jahn (Braunschweig) ' 16. 1. 
Kater 30. 1. 
Dr. Klepsch * 16. 1. 
Krall * 16. 1. 
Lange * 16. 1. 
Lautenschlager * 16. 1. 
Lücker * 16. 1. 
Memmel * 16. 1. 
Prof. Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h. Möller 23. 1. 
Müller (Mülheim) *  16. 1. 
Mursch (Soltau-Harburg) * 16. 1. 
Schmidt (München)  * 16. 1. 
Schonhofen 21. 2. 
Dr. Schröder (Düsseldorf) 30. 1. 
Dr. Schulz (Berlin) * 16. 1. 
Schwabe * 16. 1. 
Dr. Schwörer * 16. 1. 
Seefeld * 16. 1. 
Springorum * 16. 1. 
Dr. Starke (Franken) * 16. 1. 
Frau Stommel 16. 1. 
Suck * 16. 1. 
Dr. Todenhöfer 21. 1. 
Dr. h. c. Wagner (Günzburg) 21. 2. 
Walkhoff * 16. 1. 
Frau Dr. Walz * 16. 1. 
Wohlrabe 14. 1. 
Wurbs 23. 1. 

* für die Teilnahme an Sitzungen des Europäischen 
Parlaments 

Anlage 2 

Beschluß des Bundesrates zum Gesetz zur Verbes-
serung der Haushaltsstruktur (Haushaltsstrukturge-
setz - HStruktG) 

Der Bundesrat hat in seiner 429. Sitzung am 
18. Dezember 1975 beschlossen, ,dem vom Deut-
schen Bundestag am 12. Dezember 1975 verabschie-
deten Gesetz gemäß Artikel 74 a Abs. 2, 84 Abs. 1, 
85 Abs. 1, 104 a Abs. 3 und 4, 105 Abs. 3 und 120 a 
Abs. 1 , des Grundgesetzes zuzustimmen. 

Der Bundesrat hat ferner die folgende Entschlie-
ßung angenommen: 

Die Bundesregierung wird ersucht sicherzustel-
len, ,daß die notwendigen Maßnahmen für ,die Schaf-
fung und Übernahme landwirtschaftlicher Neben-
erwerbsstellen zur Eingliederung der aus Ost- und 
Mitteldeutschland vertriebenen und geflüchteten 
Landwirte entsprechend der Entschließung des 
Deutschen Bundestages vom 26. Juni 1969 nach Ab-
lauf des Jahres 1976 fortgeführt werden, sobald die 
Haushaltslage dies wieder zuläßt. 

Anlage 3 

Ergänzende Antwort 

des Staatsministers Moersch ,auf die Zusatzfrage des 
Abgeordneten Dr. Czaja (CDU/CSU) (Drucksache 
7/4364 Frage A 82 206. Sitzung, Seite 14221 A) : 

Weder in der Sitzung des Bundesrates vom 7. No-
vember 1975 noch in ,den Sitzungen seiner Aus-
schüsse (Finanzausschuß am 23. Oktober 1975, Aus-
schuß für Arbeit und Sozialpolitik am 24. Oktober 
1975, Auswärtiger Ausschuß am 27. Oktober 1975) 
hat ein Vertreter ,des Auswärtigen Amts eine von 
meiner Sachdarstellung in der Fragestunde vom 
4. Dezember 1975 abweichende Darstellung der Ge-
spräche mit ,der polnischen Regierung im Jahre 1970 
gegeben. 

Ich verweise in diesem Zusammenhang insbeson-
dere auf die  ergänzende Niederschrift über die 
141. Sitzung des Auswärtigen Ausschusses des Bun-
desrats vom 27. Oktober 1975 S. 15 f. 

Anlage 4 

Ergänzende Antwort 

des Staatsministers Moersch auf die Zusatzfrage des 
Abgeordneten Biehle (CDU/CSU) zur Frage A 94 des 
Abgeordneten Ey (CDU/CSU) (Drucksache 7/4409, 
209. Sitzung, Seite 14448) : 

Sie hatten in der Fragestunde des Deutschen Bun-
destages am 22. Januar 1971 u. a. eine Stellung-
nahme der Bundesregierung erbeten, ob es zutreffe, 
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daß man bereits einen Tag nach Unterzeichnung des 
deutsch-polnischen Vertrages u. a. in Oppeln De-
monstrationen gegen Deutsche mit den Parolen: 
„Heraus mit den Oberschlesiern — wir fordern ein 
reines Polen" veranstaltet und damit eine Entwick-
lung eingeleitet habe, die in immer stärker wer-
dende Schikanen und Drohungen auch an den 
Arbeitsplätzen vor allem gegen solche Deutsche aus-
arten sollte, die in die Bundesrepublik Deutschland 
umsiedeln wollen. 

Ich habe geantwortet, daß der Bundesregierung 
Berichte von Umsiedlern und Reisenden vorliegen, 
daß nach Unterzeichnung des deutsch-polnischen 
Vertrages in Oppeln und anderen Orten Parolen der 
in Ihrer Frage genannten Art laut geworden seien, 
aus den Unterlagen jedoch nicht klar ersichtlich sei, 
wieweit man dabei von Demonstrationen sprechen 
könne. Ich habe hinzugefügt, daß die Bundesregie-
rung über keine Anhaltspunkte dafür verfüge, daß 
in Polen eine allgemeine Entwicklung begonnen 
habe, die durch zunehmende Schikanen und Drohun-
gen vor allem gegen die ausreisewilligen Deutschen 
gekennzeichnet sei. 

In der Fragestunde vom 11. Dezember 1975 haben 
Sie nur diesen letzten Satz meiner Antwort zitiert 
und anschließend bemerkt, daß sich der Sachverhalt 
schon wenige Tage darauf bestätigt habe und die 
Bundesregierung es zugeben mußte, „nachdem über 
Wochen hinweg alle Welt davon gesprochen hatte". 

Da ich den Sachverhalt durch den ausdrücklichen 
Hinweis auf das Vorliegen entsprechender Berichte 
von Umsiedlern und Reisenden bereits bestätigt 
hatte, ist mir unverständlich, was die Bundesregie-
rung Ihrer Meinung nach eigentlich sonst noch hätte 
„zugeben" sollen. 

Ich hätte es im übrigen begrüßt, wenn Sie meine 
Ausführungen in der Fragestunde vom 22. Januar 
1971 vollständig zitiert hätten. 

Anlage 5 

Ergänzende Antwort des Staatsministers Moersch 
auf die Zusatzfrage des Abgeordneten Dr. Czaja 
(CDU/CSU) zur Frage A 95 des Abgeordneten Biehle 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/4409 209. Sitzung, Seite 
14450 B) : 

Bei dem von Ihnen genannten Fall des Herrn 
Valentin Richter, wohnhaft in Kaufbeuren im All-
gäu, handelt es sich nicht darum, daß Herr Richter 
seinen Grundbesitz in Malapane, Kreis Oppeln, hat 
aufgeben müssen, weil er in die Bundesrepublik 
Deutschland übersiedelt ist. 

Herr Richter war Miteigentümer eines Grund-
stücks, auf dem ein Dampfsäge- und Hobelwerk 
betrieben wurde. 

Durch Erlaß Nr. 27 des Forstministers vom 20. 
April 1950 (veröffentlicht im polnischen Verord-
nungsblatt „Monitor Polski" 1970 Nr. A-56 Position 
650) wurde die Sägemühle aufgrund des Sozialisie-
rungsgesetzes vom 3. Januar 1946 verstaatlicht. 

Erst im Jahre 1958 kam Herr Richter in die Bun-
desrepublik Deutschland. Es kann daher in diesem 
Fall nicht davon die Rede sein, daß Herr Richter 
vor der Umsiedlung und im Kausalzusammenhang 
mit dieser seinen Besitz hätte abgeben müssen. 

Anlage 6 

Antwort 

des Bundesministers Matthöfer auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Pfeffermann (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/4555 Frage A 3) : 

Gedenkt die Bundesregierung, zur Sicherung des Betriebs von 
Kernkraftwerken — ähnlich wie in der Schweiz — eine Brenn-
elementnachladung als Reservehaltung den Kernkraftwerksbetrei-
bern zur Auflage zu machen, oder welche anderen Möglichkei-
ten bestehen nach Ansicht der Bundesregierung, die Versorgung 
der Kernkraftwerke mit den notwendigen Brennelementen zu 
gewährleisten? 

Im Gegensatz zur Schweiz gibt es in der Bundes-
republik Deutschland eine Brennelementfertigungs-
industrie, die in der Lage ist, vorhandenes ange-
reichertes Uran zu Brennelementen zu verarbeiten. 
Es kommt in der Bundesrepublik daher weniger 
darauf an, eine Reservehaltung von Brennelementen, 
als vielmehr eine Erhöhung der Versorgungssicher-
heit mit Urantrennarbeit und Natururan sowie eine 
Reservehaltung von angereichertem Uran zu be-
treiben. 

Die Bundesregierung hat daher während der 
letzten Jahre in erheblichem Umfang die Uranpro-
spektion und die Beteiligung deutscher Firmen an 
Uranminen im Ausland sowie den Aufbau einer 
eigenen Anreicherungsindustrie gefördert. Darüber 
hinaus sind im Rahmen der deutsch/amerikanischen 
Devisenausgleichsabkommen rund 409 t angerei-
chertes Uran für 400 Millionen DM und Uran-
trennarbeit für 220 Millionen DM erworben worden. 
Zusammen mit den Vorräten, die sich bei den 
Kernkraftwerksbetreibern und den Brennelement-
fabriken befinden, ist im Falle von Versorgungs-
engpässen eine uneingeschränkte Leistungsabgabe 
der Kernkraftwerke bis zu 3 Jahren überbrückbar. 
Die Reservehaltung ist im Kernenergiebereich also 
unverhältnismäßig höher als bei den fossilen Ener-
gieträgern im Kraftwerksbereich. Die Bundesregie-
rung erwägt daher keine zusätzlichen Auflagen. 

Anlage 7 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Jung auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr. Vohrer (FDP) (Druck-
sache 7/4555 Fragen A 5 und 6) : 

Ist die Bundesregierung der Meinung, daß es wegen verschie-
dener wichtiger Probleme im Bereich der Schiffahrtspolitik — wie 
Verhaltenscodex der Vereinten Nationen für Linienkonferen-
zen, billige Flagge, Meeresverschmutzung und stark divergie-
rende soziale Gesetzgebung für Seeleute in den einzelnen euro-
päischen Ländern — nützlich wäre, eine konzertierte Europäische 
Schiffahrtspolitik zu fördern? 

Unterstützt die Bundesregierung den Vorschlag der Parlamen-
tarischen Versammlung (Empfehlung Nr. 770 [1975]), wonach eine 
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Europäische Konferenz der verantwortlichen Minister für Schiff-
fahrtsangelegenheiten einberufen werden soll, mit dem Zweck, 
eine solche konzertierte Europäische Politik zu fördern? 

Zu Frage A 5: 

Ja. Die Bundesregierung teilt diese Meinung. 

Zu Frage A 6: 

Nein. Soweit eine Einigung zu den erwähnten 
schiffahrtspolitischen Fragen in den genannten Gre-
mien nicht erzielt werden kann, erscheint es wenig 
aussichtsreich, dafür eine Europäische Konferenz der 
verantwortlichen Minister für Schiffahrtsangelegen-
heiten einzuberufen. 

Anlage 8 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Jung auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Vogt (CDU/CSU) (Druck-
sache 7/4555 Fragen A 10 und 11) : 

Ist die Bundesregierung bereit, von der Bestimmung des Fahr-
verbots mit Spikesreifen ab diesem Winter in bestimmten Fäl-
len Ausnahmen zuzulassen und Ärzten, die große Gebiete in 
Gegenden zu betreuen haben, in denen Fahrbahnglätte häufig 
auftritt, die Benutzung der Spikesreifen zu gestatten? 

Ist die Bundesregierung bereit, einer Änderung der Satzung 
der Bundesbahn-Versicherungsanstalt in der Form zuzustimmen 
bzw. diese Änderung zu verfügen, daß die Übergangsbestim-
mung B zu § 61 auch in den Fällen wirksam ist, wenn der Ver-
sicherungsfall vor dem 31. Dezember 1968 eingetreten ist? 

Zu Frage A 10: 

Die Bundesregierung ist mit den Länderregierun-
gen nach wie vor der Auffassung, daß das Spikes

-

Verbot ohne jedwede bundesweite Ausnahme not-
wendig ist. 

Zu Frage A 11: 

Die Bundesregierung hat keine rechtliche Mög-
lichkeit zu verfügen, Bestimmungen in der Satzung 
zu ändern. 

Anlage 9 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Baum auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Wende (SPD) (Druck-
sache 7/4555 Fragen A 29 und 30) : 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß es notwendig 
und wünschenswert ist, daß die Sportler und Mannschaften aus 
der Bundesrepublik Deutschland bei internationalen Sportver-
anstaltungen mit  einer einheitlichen Landesbezeichnung (wie 
GER bei den Olympischen Spielen) auftreten und von den zu-
ständigen Sportorganisationen und Massenmedien entsprechend 
bezeichnet werden? 

Ist die Bundesregierung bereit, den Deutschen Sporthund, das 
Nationale Olympische Komitee für Deutschland und die Sport-
fachverbände darauf hinzuweisen, daß es für andere Abkürzun-
gen keine rechtliche Grundlage gibt? 

Die Bundesregierung hält eine einheitliche Lan-
desbezeichnung für Sportler und Mannschaften aus 
der Bundesrepublik Deutschland, die an internatio-
nalen Sportveranstaltungen teilnehmen, für notwen-
dig und wünschenswert. Sie hat deshalb diese Frage 
wiederholt und eingehend mit den Organisationen 
des Sports erörtert. 

Über diesen Sachverhalt habe ich Sie bereits aus-
führlich informiert. 

Wegen der Bezeichnung der an den Olympischen 
Winterspielen in Innsbruck teilnehmenden Mann-
schaft der Bundesrepublik Deutschland hat das In-
ternationale Olympische Komitee (IOC) mit Schrei-
ben vom 13. November 1975 dem Organisations-
komitee in Innsbruck mitgeteilt, daß die korrekte 
Bezeichnung 

Federal Republic of Germany 
(République Féderale d'Allemagne), 
abgekürzt GER 

laute. 

Anlage 10 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Baum auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr. Mertes (Gerolstein) 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/4555 Fragen A 31 und 32) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung die kürzliche Mitteilung 
des Ostberliner Staatssicherheitsministers Mielke über den Ein-
satz der „Kampfgruppen der Arbeiterklasse der DDR" — sie 
umfassen schwere Bataillone, Granatwerfer, panzerbrechende 
Waffen, Flak, Panzerspähwagen und Schützenpanzer — in Ver-
bindung mit den DDR-Grenztruppen und DDR-Staatssicherheits-
organen, d. h. die Integration der „Kampfgruppen" in den offi-
ziellen Bestand der „Grenzsicherung der Staatsgrenze West der 
DDR"? 

Beabsichtigt die Bundesregierung angesichts dieser veränderten 
Lage, ihren Plan der quantitativen und qualitativen Reduzierung 
des Bundesgrenzschutzes an der Zonengrenze beizubehalten 
oder zu reduzieren? 

Die Bundesregierung weist zum wiederholten 
Male die in der Frage liegende Feststellung zurück, 
daß die Einsatzfähigkeit des Bundesgrenzschutzes 
an der Grenze zur DDR in quantitativer oder quali-
tativer Hinsicht reduziert worden ist: Das Gegenteil 
ist richtig. Die Bundesregierung war und ist erfolg-
reich bemüht, die Leistungsstärke und -fähigkeit 
des Bundesgrenzschutzes zu steigern. Das gilt vor 
allem auch für die Wahrnehmung der Aufgabe des 
BGS zur Sicherung der Grenze. 

Die Bundesregierung hat erreicht, daß der Bun-
desgrenzschutz heute qualitativ und quantitativ so 
stark ist wie nie zuvor. Seine Ist-Stärke hat mit mehr 
als 21 000 Mann einen Höchststand erreicht. Ihr stan-
den beispielsweise im Jahre 1968 nur 15 630 Beamte 
gegenüber. Selbst unter Berücksichtigung der rund 
3 000 Beamten im Raum Bonn stehen also mehr 
Kräfte an der Grenze zur DDR als zuvor. 

Auch die Qualität des Bundesgrenzschutzes ist 
verbessert worden. 97 % der etwa 3 500 Dienstan-
fänger des Jahres 1975 haben sich für eine Dienst-
zeit von vier oder acht Jahren verpflichtet; noch 
1973 wurden dagegen mehr als 5 300 Dienstanfänger 
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mit nur zweijähriger Dienstzeit eingestellt. Heute 
haben 58 % der Dienstanfänger den mittleren Bil-
dungsabschluß. 

Weitere entscheidende und zukunftsweisende 
Verbesserungen läßt das Gesetz über die Personal-
struktur des BGS erwarten, mit dessen Verabschie-
dung noch in diesem Frühjahr zu rechnen ist. 

Was Stärke und Funktion der sogenannten 
Kampfgruppenbataillone angeht, so möchte ich auf 
die Antwort verweisen, die Kollege Fingerhut in 
der Fragestunde des Deutschen Bundestages am 
22. Oktober 1975 (Protokoll Seiten 13483 und 13484) 
gegeben hat. 

Jedes Vergleichen der Stärke und des Ausrü-
stungsstandes der bewaffneten Kräfte, die die DDR 
an ihrer Grenze unterhält, ist schon deswegen un-
angebracht, weil die DDR eine möglichst eng

-

maschige Grenzsicherung anstrebt, die in erster 
Linie das Verlassen ihres Territoriums unmöglich 
machen soll. An den dadurch gesetzten Maßstäben 
kann und will sich die Bundesrepublik Deutschland 
nicht orientieren. 

Stärke und Ausrüstung der Betriebskampfgruppen 
sind im übrigen keine Bemessungsgrundlage für 
Organisation, Stärke und Ausstattung des Bundes-
grenzschutzes, weil die Betriebskampfgruppen of-
fensichtlich in die militärische Verteidigungsorgani-
sation der DDR einbezogen sind. Dagegen wird die 
Bewaffnung und Ausstattung des BGS von dessen 
polizeilichen Aufgaben bestimmt. 

Die gegenwärtige Ausstattung und Ausbildung 
des Bundesgrenzschutzes entsprechen seinen Auf-
gaben. Insbesondere befähigen sie ihn, seinen 
grenzpolizeilichen Auftrag an der Grenze zur DDR 
und CSSR wirksam wie nie zuvor durchzuführen. 
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